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Vor dem 26. November.
Der Preußentag der Delegierten des arbeitenden Volks

hat am Sonnabend ſeine Beratungen geſchloſſen. Aus den
lebhaften Debatten, die auf ihm geführt wurden, leuchten zwei
Gedanken hervor. Der eine: „Die Eroberung des allgemeinen,
gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts muß beſiegelt wer
den durch einen Beſchluß des Landtages, einer Körper-
ſchaft, in der zurzeit dank dem Dreiklaſſenwahlrecht die offenen
Feinde unſerer Forderung übermächtig ſind, während ihre in
der Minderheit befindlichen angeblichen Freunde jeder Zu
verläſſigkeit entbehren. Nur eine kühne und zugleich geſchickte
Taktik kann die Zahl und Widerſtandsfähigkeit der offenen
Wahlrechtsfeinde vermindern, die lauen und unzuverläſſigen
Wahlrechtsfreunde aber gegen ihren Willen zu Feſtigkeit
zwingen.“ Und der andere, ihn ergänzende: „Der Wahl
rechtskampf in Preußen bedarf zu ſeiner Führung ganzer Män
ner, die entſchloſſen ſind, ſich ſelber für den Sieg einzuſetzen.
Er bedarf eines Volkes, das zur Erringung ſeiner Rechte bereit
iſt, Opfer zu bringen, und zu zeigen, daß das preußiſche Volk
Herr im Hauſe Preußens ſein will. Mit Waſchlappen und
Lämmerſchwänzen iſt das preußiſche Wahlrecht nicht zu ge
winnen.“

Der Parteitag hat es vermieden, einen ins einzelne ausge
arbeiteten Kriegsplan zum öffentlichen Beſchluß zu erheben.
Das iſt auch wohl von keiner Seite ernſtlich verlangt worden.
Er hat ſich auf kein taktiſches Mittel feſtgelegt und keines durch
Beſchluß ausgeſchloſſen. Er hat der kämpfenden Partei die
Möglichkeit offen gehalten, alle ordentlichen Mittel zu er-
ſchöpfen, und zugleich die Anwendung außerordentlicher vorzu
behalten, vor allem die Maſſen des Volkes über die Bedeutung
des Kampfes derart aufzuklären, ihren Organiſationen ſolche
Feſtigkeit zu verleihen, daß das frivole Gerede der feindlichen
Preſſe von den „leeren Drohungen“ verſtummen muß.

Mag man ſich auf beiden Seiten vor Selbſtüberſchätzung
hüten Wenn die Herrenmenſchen von drüben glauben, daß

eine Partei, die im Reiche dereinviertel Millionen wahlberech-
tigter Männer zu ihrem Anhang zählt keine Macht ſei, ſo
begehen ſie einen politiſchen Fehler, der ſich am letzten Ende
an ihnen ſelber ſchwer rächen muß.

Als Kämpferin für das gleiche Wahlrecht ſteht aber die So
gialdemokratie nicht alle in. Wir reden nicht von „Bundes-
genoſſen“ wie Kopſch und Wiemer, Bachem und Trimborn, die
ſich einer wahlrechtsfeindlichen Regierung teils verſchachert
haben, teils jeden Augenblick bereit ſind, ſich ihr wieder zu ver
ſchachern. Wir reden von den Maſſen unſerer arbeitenden
proletariſchen und halbproletariſchen Volksgenoſſen, die noch
hinter dem Zentrum und dem Freiſinn ſtehen, weil ſie vermei-
nen, daß dieſe Parteien ehrlich bereit ſeien, für die Forderung
des gleichen Wahlrechts einzutreten. Je weniger wir geneigt
ſind, an den guten Willen jener Führer zu glauben, deſto höher
müſſen wir den Druck ſchätzen, der ſie immer wieder zwingt zu
erklären, daß ſie Freunde und Anhänger einer Volksforderung
wären, die auch die Sozialdemokratie, und ſie allein mit Ent
ſchiedenheit vertritt. Die Maſſen, die den Verſprechungen jener

Führer Glauben ſchenkten, zählten aber bei den letzten Reichs
tagswahlen noch immer dreiunddreiviertel Millionen, ſie um-
geben den feſten Hern der dreiundeinviertel Millionen ſozialde-
mokratiſcher Wähler gleich einer loſen ſchwankenden Hülle. Jm
Ganzen waren es von elf Millionen Wählern kaum vier, die der
Fahne offener Wahlrechtsfeinde folgten, teils weil ihr wirt-
ſchaftliches Klaſſenintereſſe ſie auf jene Seite warf, teils weil
ihnen die politiſche Einſicht fehlte, weil ſie, die Gedankenloſen
ein Herrenwille zur Urne trieb.

Die ungeheure, erdrückende Mehrheit des deutſchen wie des
preußiſchen Volkes will das allgemeine, gleiche, direkte und ge-
heime Landtagswahlrecht. Von dieſer Mehrheit hat ſich wieder
faſt die Hälfte in die Cadres der ſozialdemokratiſchen Wähler-
ſchaft eingeordnet, und dieſe Cadres müſſen mit mathematiſcher
Gewißheit in dem Maße wachſen, als das Verſagen der bürger-
lichen Parteien im Wahlrechtskampfe deutlicher hervortritt.

Darum gilt es für die ſozialdemokratiſchen Wahlrechtskäm-
pfer in Preußen zu demonſtrieren durch Maſſe und Entſchieden-
heit. Jeder Sozialdemokrat zählt bei den Verſammlungen vom
26. November, aber jeder noch außerhalb der Partei ſtehende
ehrliche Wahlrechtsfreund, der die Verſammlungen vom 26. No-
vember beſucht, zählt doppelt. Am 27. November morgens
werden im preußiſchen Miniſterium des Jnnern und in den Re-
daktionen der Tageszeitungen in Berlin aus ganz Preußen die
Nachrichten einlaufen über den Beſuch und Verlauf der ſozial-
demokratiſchen Wahlrechtsverſammlungen, und, ſofern ſie nicht
lügen, werden dieſe Berichte davon ſind wir überzeugt
geſtehen müſſen, daß die Wahlrechtsbewegung im ganzen Lande
marſchiert und auch jene Maſſen anzuziehen beginnt, die ſich
bisher von eitlen Verſprechungen bürgerlicher Parteiführer
blenden ließen.

Raſch und rauh hat der Wintex eingeſetzt. Eine Wirtſchafts
riſe mit ihrem ganzen Gefolge von Not und Elend ſteht vor der
Türe. Die Konjunktur ſinkt, während die Preiſe alles Lebens-
bedarfs ſteigen. Wie lange wollen wir noch durch Preußen im
Reiche die Junker ungeſtört regieren laſſen? Auf was warten
wir noch

Der 26. Novemberruft den letzten Mann, die letzte Frau aus
dem Volke zur Pflicht. Rechtloſe Preußen, all zu Hauf unter
dem Rufe:

Brot und Freiheit!
Fort mit der politiſchen und wirtſchaftlichen Herrſchaft der

Junker!
Nieder mit dem Dreiklaſſenſyſtem!

Der 26. November in Berlin.
Jn Berlin und Umgebung werden am Abend des 26. Novem

ber ſiebenundvierzig Volksverſammlungen mit der Tagesord
nung: „Der Wahlrechtskampf“ abgehalten werden. Davon ent
fallen 16 auf das eigentliche Berlin, je 21 und 10 auf die Rie-
ſenwahlkreiſe TeltowBeeskow und Niederbarnim.

Cagesgeſchichte.

Halle a. S., 25. November 1907.
Jm Reichstage

ging es am Sonnabend ſchon bedeutend lebhafter her, denn in
der etwas ſtimmungsloſen Freitagsſitzung. Wider Erwarten
rief ſchon der Staatsvertrag mit den Niederlauden,
der die Unfallanſprüche der beiderſeitigen Arbeiter regeln will,
eine ziemlich ausgedehnte Debatte hervor. Es war unſerer
e für die die Genoſſen Stadthagen, Molken-
uhr, W und Sachſe das Wort ergriffen, zu danken,

daß der Vertrag nicht, wie die Regierung es lebhaft wünſchte
und befürwortete, on bloc angenommen, ſondern vielmehr
an eine Kommiſſion verwieſen wurde. Unſere Fraktionsredner
wieſen darauf hin, daß die Unternehmer- und nicht die Arbeiter
intereſſen für den Vertrag ausſchlaggebend geweſen ſind und
daß die deutſchen Arbeiter dabei ſchlechter fahren, als die
niederländiſchen. Daß der Vertrag zudem an Klarheit zu
wünſchen übrig läßt, wurde auch von liberaler Seite anerkannt.
Als freiwilliger Regierungskommiſſar trat der Zentrums-
abgeordnete Schiffer auf. Zwei Tage erſt iſt der Reichstag
wieder zuſammen und ſchon hat die Sehnſucht des Zentrums,
in den „Konzern“ der herrſchenden Parteien wieder aufge
nommen zu werden, ſich bei zahlreichen, bezeichnenden, wenn
auch an ſich nicht bedeutenden Gelegenheiten offenbart.

Nunmehr kam die glorioſe „Reform“ der Majeſtäts-
beleidigungsparagraphen an die Reihe. Ueber den Jnhalt
dieſer Flickarbeit brauchen wir weiter keine Worte zu verlieren.
Der einzige wirkliche Fortſchritt iſt die Verkürzung der Ver-

Jm übrigen läuft die Reform darauf heraus,
aß betrunkene Kriegervereinler ſich mal den Luxus einer

Majeſtätsbeleidigung werden leiſten können. Jn einerſtimmungsloſen S rennkratenrede brachte Staatsſekretär

Nieberding das Geſetz ein. Jn kaum minder matten Reden
aben Konſervative und blockierte Freiſinnige ſelbſt der alte
euerkopf Träger redete furchtbar lau und witzlos ihre
uſtimmung im allgemeinen Stellung zu Einzelheiten

treffenden Bemerkungen überaus reichen Rede erfetzte Ge-
noſſe Heine das Machwerk. Die Teudenzjuſtiz, das war die
Quinteſſenz ſeiner von der Fraktion mit lebhaftem Beifall auf
enommenen Ausführungen, wird aus der „Reform“ neue

Nahrung ziehen. Rach einer lendenlahmen, von Heine ſchlag
u abgeführten Erwiderung Nieberdings und nachdemntiſemit Bindewald mit der ihm eigenen Lungenkraft nach

einer lex Luiſe geſchrieen, wanderte die Vorlage an eine Kom
miſſion. Am Montag Jnterpellationen über Lebensmittel
teuerung und Kohlennot.

Eine nene Flottenmilliarde,
Als die neue r erſchien, behauptete die Nordd.

Allgem. Zeitung, ihre Koſten würden ſich ungefähr aufdie Höhe der Baukoſten von drei Linienſchiffen lelauſer. Das

wären alſo etwa 120 Millionen Mark. Argloſe Gemüter, die
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z Der Oectopus.
Eine Geſchichte aus Kalifornien,

Von Frank Norris.
—m—
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Oſtennan ſchnitt in dieſem Sommer ſeinen Weizen zeitiger
als die andern Ranchbeſitzer; ſofort nach der Ernte wollte er
eine große Treibjggd auf Präriehaſen veranſtalten. Dieſe Jagd
a ebenſo wie Annixters Barneinweihungsball eine Veran-

altung ſein, an der jedermann aus der ganzen Umgegend teil
nahm. Oſterman beabſichtigte das Treiben im weſtlichen Teile
ſeiner Ranch beginnen zu laſſen; dann ſollte es ſich nach Süd-
weſten und in den nödlichen Teilen von Quien Sabe ziehen

Amirxter hatte dort keinen Weizen gebaut und in den
San am Oberlauf des Broderſon-Baches enden, woſelbſt ein

arbecue geplant war.
Als Harran und Presley am Tage der Jagd in aller Frühe
ihre Pferde vor dem Stalle von Los Muertos ſattelten, äußerte
Vhelvs der Vormonn:

„Jch war geſtein abend in der Stadt, und da hörte ich, daß
Chriſtian früh und ſpät hinter Ruggles her iſt, damit er ihn
in den Beſitz von Los Muertos ſetzt. Delaney verlangt das-
ſelbe für Quien Sabe.“

Eben dierer Chriſtian, der Landmakler und Vetter S. Behr-
mans und eine der Hauptperſonen in dem Drama der Ge-
r Dykes, war ſeinerzeit, als die Bahn mit der
Preiserhöhung für ihre in den Ranchos en'haltenen Landſektio
nen herauskam, als Käufer von Los Muertos aufge'reten.

„Er behauptet,“ fuhr Phelps ſort, „daß ihm die Bahn den
Beſitz garantiert hat, als er Los Muertos von ihr kauſfte. Er

die Ranch jetzt haben um noch die Ernte machen zu
nnen.“
„Das iſt beinah' ein ebenſolcher Schwindel,“ brummte Har-

ran vor hin, während er ſein Pferd aufzäumte, „wie der

Jm Freien abgehaltenes Volksfeſt, wobei ein ganzerar auf dem Roſt Ter an einem ſigen Spieße gebraten

wir

Verkauf der Heimfarm von Quien Sabe an h Das
Stück von Quien Sabe iſt nach der Preisbemefſſung der Bahn
wohl zehntauſend, nein fünfzehntauſend Dollar wert, und ich
laube nicht, daß Delaney den Preis für ein gutes r aufbringen jann. Wyryaftig dieſe Bande verſucht nicht einmal

den Schein zu wahren. o ſollte Chriſtian das Geld herbe-
kommen, um Los Muertos zu kaufen Niemand in anz
Bonneville iſt reich genug dazu. Die verdamanten Schufte!Als ob wir nicht wüßten, u Chriſtian und Delaney S. Vehr-

mans rechte und linke Hand ſind. Nun, ſie werden ihm ab-ge chnitten werden,“ rief er in plötz ich auſwallender Erbitterung,
„wenn er zu nahe an die Maſchine herankommt!“

„Wie koinmt es nur, Harran,“ fragte Presley, als die beiden
jungen Männer zum Hof hinaus ritten, „daß die Bahn etwasunternehmen kann, ehe der oberſte Gerichtshof ſeine Entſchei

dung a ren hat„Sie e en die Sache eben ſo hin,“ entgegnete mißmutig
Harran. „Sie behaupten, daß die vor den oberen Gerichtshof

gebrachten Fälle nicht grundlegend ſind, wie wir behaupten,
und daß Annixter und der Governor ihre n verloren
haben, weil ſie nicht zum Termin erſchienen ſind. Niederträch-
tige Gaunerkniffe ſind das, aber ſie werden nichts damit er-
reichen. Die Liga iſt zu ſtark. Fürs erſte werden ſie ſich
nicht an uns heranwagen. In dem Augenblick, Presley, in dem
W verſuchen, von einem der Ranchos hier herum mit Gewalt

eſitz zu er e da knallen auch ſchon ſechshundert Gewehre
los. Weiß Got

u gehören, um irgendeinen von uns von ſeinem Lande zude n Nein, bef Gott! Sie wiſſen, daß die Liga diesmal
Ernſt macht.Wert Presley und Harran die er entlang
trabten, kamen ſie fortwährend an Reitern, Bugghs, Breaks
und Buckboards, ja ſelbſt Farmwagen vorbei, die ſ. alle in derſ Richtung Jertbewegten. Jn allen dieſen Gefährten war
ie geſamte Landbevölkerung aus der Bonneviller Gegend un

terwegs nach der Treibjagd. Man ſah dieſelben Leute in ihremSonnlageſtaat wie bei Annixters Barnball die jungen Mäd-
chen in Muſſelinkleidern und breitrandigen Strohhüten, die
älteren in bedrucktem Kattun und Kaliko; die Männer
trugen Staubmäntel über ihren ſchwarzen Anzügen. Der
Tag war ſehr heiß; viel der Matronen hatten daher ihre Ka-
otthütchen abgenommen, ſie fältig in Zeitungspapier geſHlagen und unter den Sitz gelegt; als Kopfhüllen und Staub-

es würde ein ganzes Regiment Bundesmilitär

ſchutz dienten dann Taſchentücher, die entweder unter den Kra-
gen des Kleides geſtopft oder um den fetten Hals geknotel
waren. An den Wagenachſen baumelten ſorgfältig verpackte
Eimer von verzinktem re die den Jmbiß enthielten.Kleine Jungens mit gefälteten nene und Mädchen in
ſchlecht paſſenden, die ßuße drückenden Schuhen lehnten, Bana
nen und Makronen x zu den Gefährten heraus und glotzten
tumpffinnig wie Ochſen umher. An die Achſen ebundene ſtaub-
edeckte Hunde Hlatzw mit weit heraushängenden Zungen den

Hufſpuren der Pferde.
Der kaliforniſche Sommer lag ſtickig und heiß wie eine dicke

Wolldecke über dem Lande. Die knochentrockenen Hügel waren
braun und ausgedörrt. Die trockenen, gelben Gräſer und der
wilde Hafer brachen wie Glasfäden, wenn man auf ſie trat.
Wege und Zäune, ſelbſt die Blätter an den niedrigeren Baum
zweigen waren mit einer dicken grauen Staubſchicht bedeckt.
Die Sonne hatte alle Farbe aus der Landſchaft gebannt; nur
die bewäſſerten en waren grüne Oaſen in der braun und
gelb gedörrten Wüſte.

Der erſt hellgelbe, dann goldfarben und ſchließlich n
gewordene Weizen war faſt zur vollen Reife gelangt. Wie
rieſiger Teppich breitete er ſich über das ganze Land. Soweit
das Auge reichte, ſah es nichts als ein unbegrenztes Meer von
Weizen, deſſen trockene, ſpröde raſchelten und rauſchten,
wenn immer ein heißer Lufthauch von Südoſten her ſie bewegte.

Die Reiter und Wagen wurden immer zahlreicher, als Pres
ley und Harran weiterritten. Sie überholten Hooven, der
Frau und Töchter auf ſeinen Farmwagen geladen hatte; ein
eſatteltes Pferd war an das hintere Schiebebrett gebunden.Per kleine Deutſche in dem abgelegten Schoßrock von Magnus

Derrick und einem neuen breitrandigen Strohhut nahm mit
ſeiner Frau den Vorderſitz ein; rer ihnen auf einem quer-
gelegten Brett ſaßen die kleine Hilda und Minna, ihre ältere
Schweſter. Presley und Harran ferten an, um mit der Fa
milie einen Händedruck zu wechſeln.

„Nu ſähn Se bloß,“ rief Hooven, ein altes, aber ſehr gut
gehaltenes Gewehr hervorholend, „dadermit will ch uff de
Haſen losknallen, you bet. Wenn ſo ä Haeſ uffheert zu rennen
und ſich uff de Hinterbeene ſetzt, nu, da knall 'ch äben los
bumml da hab ich 'n.“

„Die Marſhals werden Sie nicht ſchießen laſſen, Bismarck
bemerkte Presley, Minna anblickend.

Hooven krümmte ſich vor Lachen.

vorbehalten. In einer trefflichen an vorzüglichen Pointen und

e



da meinen mochten, dieſe Summe enthalte alle Mehrausgaben,
die von der Regierung für Ausbau und Ausrüſtung der
Marine bis 1917 in Ausſicht genommen ſeien, werden durch
die eben erſchienene amtliche Denkſchrift zum Marineetat eines

nene Geldbedarfs
berechnung aufgeſtellt, aus der hervorgeht, daß die Flotte inen zehn Jahren ungefähr eine Milliarde oder
enauer neunhundert ſiebenundachtzig Millionen mehr

zum Etat 1906 vor
Der geſamte Geld-

andern belehrt. ier findet man eine

den näch

ordern wird, als noch in der Denkſchri
wei Jahren angenommen worden war.
edarf der Flotte beträgt nach der neuen Denkſchrift bis 1917

4172,4 Millionen Mark. Von den Mehrkoſten entfallen
420,6 Millionen auf den außerordentlichen Etat, ſie ſollen
durch Anleihen gedeckt werden, für den ordentlichen Etat ver
bleiben 566,8 Millionen, die die einzelnen Jahreshaushalte wie
folgt belaſten:

Mehr als nach dem PlanJahr Jm Ganzen von 1906
1908 339 Millionen 52 Millionen
1909 406 981910 441 1251911 462 1411912 449 1231913 430 1031914 417 941915 402 77 41916 410 851917 418 88

Der Block und die Reichsfinanzkriſe.
Jm Reichskanzlerpalais haben, wie die Germania erfährt,

em Freitag und Sonnabend Beſprechungen mit den Führern
der Blockparieien ſtattgefunden. Eine Einigung ſcheint aber
icht erreicht worden zu ſein; denn die Kreuzzeitung ver-Peigt ſich den Freiſinnigen gegenüber noch am Sonntag zu

dieſer Drohung:
Jedenfalls ſehen wir nirgends eine Bereitwilligkeit, die

kleinen freiſinnigen Gruppen zu Herren der politiſchen Lage
werden zu laſſen, und am wenigſten halten wir den Fürſten
Bülow der Schwäche fähig, nun dem Freiſinn weichen zu
wollen, nachdem ihm die Erziehung des Zentrums zur Mäßi-
gung gelungen iſt. Auch dem Freiſinn muß gezeigt werden,
daß wir kein parlamentariſches Regierungsſyſtem haben.

Die Abſicht geht offenbar dahin, den Freifinn durch Einſchüch-
terung nun auch in der Finangzfrage völlig willenlos zu machen.
Darauf deutet auch ein Ausſpruch Baſſermanns hin, der am
Sonnabend in den Foyers des Reichstages erzählt wurde. Herr
Baſſermann ſoll ſich in einer vertraulichen Beſprechung auf dem
Wiesbadener Parteitag der Nationalliberalen dahin geäußert
haben, daß die Nationalliberalen, falls es durch den Widerſtand
des Freiſinns zu einer Sprengung des Blocks und einer aber-

aligen Auflöſung des Reichstages kommen ſollte, den Frei-denen einen großen Teil ihrer Mandate abnehmen würden.
amit wäre dann ein neuer Block, d. h. die Wiederherſtellung

des alten Kartells geſichert. Da das alte Kartell etwa 40 Man-
5gte gewinnen müßte um eine halbwegs ſichere Mehrheit zu

bilden, klingt der Plan allerdings ein wenig phantaſtiſch.
Jn der Kreuzzeitung entwirft Profeſſor Bornhak den

Plan eines „Reichseinkommenſteuergeſetzes ohne Reichseinkom-
menſteuer“. Die Einkommenſteuer ſoll reichsgeſetzlich geregelt
werden, ihr Ertrag ſoll aber den Einzelſtaaten verbleiben, ſo-
weit dieſe nicht zur Leiſtung ungedeckter Matrikularbeiträge
herangezogen werden. Prof. Bornhake erhofft von dieſem Plan
eine gewiſſe Abſchreckung; man würde, um die direkten Steuern
nicht allzu ſehr erhöhen zu müſſen, dann doch lieber zu indirek-
ten Steuern greifen. Wir ſind entgegengeſetzter Meinung; wir
lauben, daß das Reichseinkommenſteuergeſes nicht ohne
eichseinkommenſteuer bleiben würde, wenn das Volk bei der

Wahl ſeiner Vertreter zum Reichstag eine gewiſſe Vorſicht übte.
Darum erſcheint uns der Plan Bornhakes diskntabel.

Das Ehrengericht der Hundertfünfundſiebziger.
Von einer ſtrafrechtlichen Verfolgung der ariſtokratiſchen

Soldatenfreunde aus der Adlervilla hat man bis heute nichts
ehört. Wohl verlautete einiges über erhobene und teilweiſe,
ie im Falle der Köln. Volkszeitung, wieder zurückge-

ogene Anklagen, doch richteten ſich dieſe nicht gegen die UrheberPonbeen gegen die Kritiker jener verbecheriſchen Vorgänge. Jetzt

verlautet aber, daß gegen den General und Brigadekomman-
deur Grafen Hohenau nicht ein ſtrafrechtliches ſondern
ein ehrengerichtliches Verfahren eingeleitet ſei, und zwar auf
beſonderen Befehl des Kaiſers. So meldet der Berl. Lokal-
anzeiger, und andere Blätter fügen auch den Namen des
Majors Grafen Lynar hinzu, dem es bekanntlich infolge einer
ſeltenen Blindheit der Behörden gelungen iſt, auf dem nächſten
Wege in einem Abteil erſter Klaſſe nach der Schweiz zu reiſen,
wo er vor allen Verfolgungen ſicher iſt.

Den Vorſitz im Ehrengericht ſoll der Generaladjutant v. Loe-
wenfeld, Kommandeur der erſten Gardediviſion, führen. Dieſer
wird auch als Nachfolger des Chefs des Gardekorps, General

„Hahal Das is ä famoſer Witz. Was ich bin, ich bin doch
älber eener von de Marſchäls,“ pruſtete er heraus und ſchlug
ich aufs Knie. Der Witz war ſeiner Anſicht nach unwiderſteh
ich. Den San Tag konnte man ihn immer wieder erzählen

hören. „Und Mieſter Brähsli meente doch: härn Se, Bismarck,
de Marſchäls wärn Se nich ſchießen laſſen, und ich, mei Gott,
was ich bin, ich bin doch ſälber eener von de Marſchäls!“

Als die beiden Freunde weiterritten, glaubte Presley Minna
Hooven noch vor Augen zu haben, die in einem friſchen Kleide
von roſa Gingham und dem billigen Strohhut auf dem blau-
ſchwarzen Haar bildhübſch ausſah. Er mußte an ihr zartes,
weißes Geſicht mit den auffallend roten Lippen und den Augen
von grünlichem Blau denken ſie war wirklich ſehr hübſch
und hatte ſtets eine Menge Bewunderer, die ihr nachliefen.
Ganz Los Muertos redete von ihren Liebesangelegenheiten.

„Jch hoffe, das Hoovenſche Mädel wird keine Dummheiten
machen,“ ſagte Presley zu Harran.

„O, die weiß ſchon, was ſie zu tun hat,“ entgegnete der.
„Minna iſt nicht leichtſinnig, und ich denke, ſie wird ſchon den
Vormanrn von den Erdarbeitern heiraten.“

„Natürlich iſt ſie ein ordentliches Mädchen,“ beeilte ſich Pres-
ley zu erwidern, „aber für ein armes Mädchen iſt ſie zuhübſch, und außerdem iſt ſie ſich ihrer Schönheit zu r h
Solche Mädchen,“ fuhr er fort, „kommen in der Großſtadt ſehr
leicht auf Abwege.“

(Fortſetzung folgt.)

v. Keſſel, genannt, deſſen Verabſchiedung bevorſtehen ſoll.
Keſſel iſt nicht perſönlich in den Skandal der Adlervilla ver
wickelt, ſoll aber jene Vorgänge in voller Kenntnis der Sache ge
duldet haben.

Graf Hohenau iſt ein Hohenzoller, Sohn des Prinzen Albrecht
aus ſeiner Ehe mit Fräulein v. Rauch. Der offizielle Gothaiſche
Almanach verzeichnet ihn daher auch unter den Sproßen der
regierenden königlichen Linie. Außer dieſem halben Hohen-
zollernprinzen wurden aber auch die Namen zweier ganzen
genannt; dieſe müſſen wohl ganz zweifelsfrei unſchuldig ſein,
denn ſie werden nicht nur nicht ſtrafrechtlich ſondern nicht ein
mal ehrengerichtlich verfolgt.

Die Wahlrechtsfrage vor dem Reichstage. Am Mittwoch ſoll
im Reichstage Schwerinstag abgehalten werden. Nach der Ge
ſchäftsordnung kommt einer der zu Beginn der Reichstagsſeſſton
von den Sozialdemokraten eingebrachten Anträge zur Beratung
und zwar der Antrag, der für jeden Bundesſtaat eine Volks
vertretung fordert, die auf Grund des allgemeinen, gleichen,
direkten und geheimen Wahlrechts gewählt iſt und zu der alle
über zwanzig Jahre alten Reichsangehörigen ohne Unterſchied
des Geſchlechts wahlberechtigt und wählbar ſind. Zu Rednern
hat die Fraktion für dieſen Gegenſtand die Genoſſen Emmel
und Richard Fiſcher beſtimmt.

Bronſart v. Schellendorf, deſſen Haltung in Afrika bei den
Heldentaten Peters den Freunden des „großen Afrikaners“ ſo
unangenehm iſt, daß ſie ihn in dem Münchener Prozeß nach
Möglichkeit herabgeſetzt haben, wird in der Berufungsverhand-
lung vor der Strafkammer ein Wörtlein mitreden. Das Ge
richt hat nämlich ſeine Vernehmung in Mombaſſa (Oſtafrika),
wo er ſich zurzeit aufhält, durch die zuſtändige deutſche Behörde
angeordnet.

Wegen Kaiſerbeleidigung wurde in Heidelberg der
Schirmflicker Sell zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt. Er
hatte die Beleidigung in ſinnlos betrunkenem Zuſtande ausge
ſtoßen.

Ein General gegen den Kaiſer. Der Kommandeur des T.
Armeekorps, General v. Biſſing, kündet ſein Scheiden den
Truppen durch einen Tagesbefehl an, der folgendermaßen be
ginnt:

Nachdem S. M. der Kaiſer und König mir hat mitteilen
laſſen, daß Allerhöchſtderſelbe das 7. Armeekorps, das ich
faſt ſieben Jahre mit beſonderer Auszeichnung und zu
ſeiner dauernden Zufriedenheit geführt hätte, deshalb
neu beſetzen wolle, weil jüngere Kräfte ſich zu ihrer Verwen
dung im Ernſtfalle im Frieden darauf vorbereiten müßten,
habe ich S. M. gemeldet, daß ich am 1. Januar 1908 mein
Abſchiedsgeſuch einreichen werde.

Dieſer biſſige, gegen den oberſten Kriegsherrn gerichtete Tages
befehl hat bewirkt, daß ſich in der kgl. preußiſchen Armee alle
gepuderten Zöpfe vor Entſetzen ſteif emporrichteten. Ein Ge
neral, und beinahe ſchon Antimilitariſt!

Ausland.
Jtalien. Der Naſi-Prozeß iſt vertagt worden. Die

Nachricht von der Vertagung bewirkte das Wiedererwachen der
wahnſinnigen proNaſiBewegung auf Sizilien. Jn verſchie
denen Orten fanden Umzüge ſtatt. Eine große Demonſtration
wird in Palermo vorbereitet. Jn Trapani, der Vaterſtadt
Naſis, wo ein Domherr Reden zu halten pflegt, in denen er Naſi
mit Chriſtus vergleicht, konnte das Naſi-Komitee die Volks
menge nur durch das Verſprechen einer großen Volksverſamm-
lung am Sonntag beruhigen. Der Provingiallandtag beſchloß
eine Lobesadreſſe für »Naſi. Der Gemeinderat von Trapani

ſandte ein Telegramm an den Kammerpräfidenten, indem er
ihn auffordert, dafür zu ſorgen, daß Naſi an der Ausübung ſei-
ner Abgeordnetenpflicht nicht gehindert werde. Außerdem ver-
anſtalteten die Gymnaſiaſten Umzüge; ſie gerieten in Konflikt
mit der Polizei. Die Garniſon, die ſchon auf 2000 Mann ver
ſtärkt wurde, wird weiter vermehrt.

Afrika. Neue Kämpfe an der algeriſch-marok-
kaniſchen Grenze. Eine ſtarke franzöſiſche Kolonne iſt
gegen den marokkaniſchen Grenzſtamm der Beni Snaßen vor
gegangen weil dieſer die ihm auferlegte Kontribution nicht ge
zahlt hat. Es hat ein hartnäckiges Nachtgefecht ſtattgefunden,
indem die Franzoſen ſechs Verwundete hatten. Die Marok-
kaner erlitten bedeutende Verluſte durch das Artilleriefeuer.
Die Franzoſen erbeuteten viel Vieh.

Der franzöſiſchen Regierung ſcheint das marokkaniſche Aben-
teuer zu ſchnell und zu friedlich zu Ende zu kommen. Sie ſorgt
daher für neuen kriegeriſchen Konfliktsſtoff. Geht's in Caſa-
blanca nicht mehr, ſo geht's an der Oſtgrenze.

Aſien. Die Eiſenbahnerin Britiſch-Oſtindien
ſind in den Ausſtand getreten. Der Leiter des Ausſtandes iſt
entlaſſen worden. Die Eiſenbahner verlangen aber ſeine Wie
dereinſtellung

Zur Revolution in Rußland.
Verurteilte Studenten. Jn Kiew wurden 688 Studierende

wegen Abhaltens von Verſammlungen zu Gefängnisſtrafen ver
urteilt bezw. mit Geldſtrafe belegt.

Des Zaren Freunde. Einem Verein „echter Ruſſen“ im Gou-
vernement Jekaterinoslaw hat der Zar ſein Porträt mit eigen-
händiger Unterſchrift geſchenkt.

Deutſcher Reichstag.
56. Sitzung. Sonnabend, den 22. November, nachmittags 1 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Dr. r und Kommiſſare.
Eingegangen ſind: eine Jnterpellation lbrecht (Soz.)

über die hohen Lebensmittelpreiſe und nter
Uationen Hahn (B. d. L.) und Dr. Arendt (Rpt.) über

ie hohen Kohlenpreiſe. Die Beſprechung wird im
Anfang nächſter Woche ſtattfinden.

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die erſte Leſung des
deutſchniederländiſchen Vertrages betr. die Unfallverſiche
rung.Abg. Dr. Junck (natl.) iſt mit dem n. im allgemei
nen einverſtanden, hätte aber einige Artikel lieber beſſer ge-
faßt geſehen.

Abg. Stadthagen (Soz.): Jn der Tat iſt die Faſſung
vielfach unklar. Jn manchen Fällen läßt ſich nach dem Wort-
laut des Vertrages nicht entſcheiden, ob das deutſche oder nieder
ländiſche Recht in Anwendung kommt. Das niederländiſche
Recht iſt in mancher Beziehung den Arbeitern ſie als
das deutſche. Es ſtellt die Wi'wen und unehelichen Kinder
beſſer und kennt nicht die ar terin hen Berufsgenoſſenſchaf
ten. Jedenfalls wünſchen wir dringend eine Kommiſſionsbe-
ratung. (Beifall b. d Soz

Direktor im Reichsamt des Jnnern Caspar: Kommiſſions-
beratung könnte das Zuſtandekommen des Geſetzes vor dem
1. Januar vereite'n. Das würde ſehr bedauerlich ſein. Es
krifft nicht zu daß das niederländiſche Recht generell den Ar
beitern günſtiger iſt als das deutſche

wollt iſt.
Abg Schiffer Gr wirda Arbeiterverſ
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Abg, Dove (Freiſ, Vgg.
miſgonzberatimg zu und hoſſt, daß trotzdem das r dem1. W 7 rt Feſte weg.

g. S t er (Ztr.) vegrüßt den Vertrag und wünſcht,
daß man auf dem Wege internationaler Vereinbarungen über
Arbeiterve rung und Arbvenerſchattz fortfahren moge.Abg. Molkdenbuhr e ed kann den nahen
des Abg. Schiffer nicht teilen r Vertrag h von der Rück-u auf Unternehmerintereſſen, nicht von der Rückſicht auf Ar

elterintereſſen diktiert. Zummindeſten muß verlangt werden,
daß die Beſtunmungen des Vertrages klarer gefaßt werden, da
mit man erkennen kann, was eigentlich gemeint und ge-

den Sozialdemokraten vor,
Kerr die icherungen geſtimmt haben.olkenbuht (Soz.): ehe Herr Schiffer vor der

eigenen Tür. Das ganze Zentrum hat die Jnvalldenverſiche-
m abgelehnt.

g. Stadthagen (Soz.): Jn n ezu den Verſicherungsgeſeten haben wir die Vorteile, die das
niederländiſche Recht den Arbeitern bietet, auch den deutſchen
Arbeitern zu ver huey geſucht, aber gerade das Zentrum hat
unſere Ankräge abgelehnt und dadurch dem Unternehmertum
Millionen zugeſchanzt. Unſere Geſetzgebung bringt es ſogarfertig, bei Unfällen Kolonnenarbeiter als v zu e
trachten Nur eine z m kann Klarheit überdas vorliegende Geſetz bringen (Beifall b d Soz.)

Abg. Hue (Soz Am Berggeſetz haben wir erlebi, was
Unklarheiten für die Arbeiter bedeuten kännen. übr' gens
bei dem Berggeſetz das Zentrum die Arbeiterintereſſen verraten
hat, iſt von Herrn Schiffers eigenem Organ, der Eſſene. Volks
zeitung, r it worden. (Hört, hört“' b. d. Soz.)
A. S hie Ter a das W nS a e (Soz.) weiſt unrichtige Behauptungen desAbg ESchiffer zurück. uns
Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Der An'rag Stadt

hagen rir an eine 14gliedrige Kommiſſion wird
mit großer Mehrheit angenommen.

Es folgt die erſte Beratung des Ge'etzes über die
Beſtrafung der Majeſtätsbeleidigungen.

Staatsſekretär Dr. Nieberding: Der Geſetzentwurf hat
nur interimiſtiſche Bedeutung. Jch hoffe, daß im Sommer der
Entwurf e nes neuen Strafgeſetzbuches vorliegen wird. Dond die verbündeten Regierungen der Ueberzeugung, rn

chon der vorliegende Entwurf die Geiahren zu beſeitigen ge
eignet iſt, die ſich aus den mit dem allgemeinen Rechtsempfin
den vieltach nicht im Einklang ſtehenden Urteilen in Majeſtäts-
beleidigungsprozeſſen ergeben. er Entwurf ſucht den Kreis
der Majeſtätsbeleidigungen begrifflich ſo weit einzuſchränken,
als es im allgemeinen Staatsintereſſe möglich iſt. Die Faſ-
ſung, die wir gewählt haben, erſche nt uns die heſte; findet das

Haus aber eine andere, ſo werden wir ſie wohlwollend
rüfen.
Abg. Gieſe S Wir erkennen an, daß die bisherige

geſetzliche Notwendigkeit, jede Majeſtätsbeleidigung zu verfo'gen,ein ri ſiges an (Hört,hört! links Wir begrüßen die Herabſetung der Verjährun
auf ſechs Monate als geeignet, dem Denunziantentuun Abbru
zu tun; wir ſind auch damit einverſtanden, daß nichtöffentliche
Beleidigungen, auch wenn böswillig und mit Vorbedacht er
folgt, nur mit Genehmigung der Landesfjuſtizverwaltung ver-
folgt werden ſollen. Bedenken erregt in uns der letzte Abſatz
des Entwurfs, der bei nicht böswilligen und nicht mit Vorbe
dacht errolgten Beleidigungen die Beſtimmun der Privatbe-
leidigungsklagen eintreten laſſen will. Wir können als Monar-
chiſten nicht zugeben, daß die Majeſtät ſozuſagen in den Träger
der Staatsgewalt und in die Perſon verlegt wird. Ander eits
wünſchen wir Herabſetzung der hohen Stra und die Mög-
lichkeit. auf mildernde Umſtände zu erkennen. Wir wünſchen
Verweiſung an eine 21gliedrige Kommiſſion. Beifall rech 8)

Abg. Träger (Freiſ. Vpt.): Die Begriffe „böswill g“ und
„mit Vorbedacht“ ſind zweideutig, auch beſagen ſie ſo ziemlich
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ſcyrent dem an hoben

dasſelbe. Hoffentlich findet die Kommiſſion eine beſſere Faſ-
ſung. Auch die Antragſtellung, wie ſie der Entwurf vorſieht,
ſcheint uns bedenklich. zweifle nicht an der Jntattheit
unſerer Richter aber es gibt unkontrollierbare Ein üſſe von
oben. Wir wünſchen ferner, der s 193 (Wahrung bercchtigter

auch bei Majeſtätsbeleidigungsprozeſſen angewandt.
en König zum Antragſteller zu machen, hat übrigens auch

einen Haken. Es könnte dadurch z. B. die Mög ichkeit der
Widerk'age r werden. Trotz aller dieſer Beden'en iſt
die Vorlage als Fortſchritt zu begrüßen.

Abg. Brunſtermann (Rpt.) wünſcht Kommiſſionsbera-
tung; desgleichen die Abgg. Oſann (natl.) und Kirſch
(Ztr.), die jedoch an mehreren Einzelheiten der Vorlage Kritit
üben.

Abg. Heine Mit der Kommiſſionsberatung ſindwir einverſtanden. J kann aber jetzt ſchon erklären wird

das Geſetz nicht auf völlig andere Grumdlagen geſtellt, ſo kön-
nen wir ihm nicht zuſtimmen. (Sehr wahr! bei den Soz.)
Die einzige Verbeſſerung, die das Geſe ingt, iſt die Her
gert der r Sonſt fich nur ſagen.das Geſetz iſt im Reichsjuſtizamt gemacht, aber es ſtammt aus

reußen und verleugnet ſeinen preußiſchen Urſprung nicht.
Sehr wahrl! bei den Soz.) Jn ſeiner vorliegenden Form

m das die Juſtiz noch mehr als bisher der Poli-
tik dienſtbar einem Werkzeug der Gunſt gegen Gut
eſinnte und der gunſt gegen Schlechtgeſinnte. (Lebh. u
timmung bei den Geſetz ſtammt aus der Wahl
bewegung, aus dem Bedürfnis der Popularitätshaſcherei. An
ich iſt es ja keinem Min ſter zu verübeln, daß er ſeinem

onarchen die Abſchaffung unpopulärer Geſetze anrät. Schon
die bloße Anſtandspſlicht erfordert, daß man, wenn man ſelbſt
an geſchützter Stelle ſteht, Beleidigungen ungeahndet läßt.
Schon vor 1500 Jahren brachte ein Edikt des Kaiſers Theo-
doſius dieſen Gedanken weit gründlicher und kundiger zum
Ausdruck, als das vorliegende Geſetz dieſem Geſetze ſoll
bezw. in ſeinen Motiven iſt ja auch viel von Toleranz die
Rede: in der Tat ſtellt es aber den Gedanken der Toleranz
auf den Kopf. (Lebh. Zuſtimmung bei den Soz.) Um dem
Denunziantentum entgegenzutreten, über das mit Recht von
den verſchiedenſten Seiten geklagt worden iſt, bedurfte es kei
nes beſonderen d gegen kann die Juſtiz, wenn ſte
nur ernſthaft will, ſich ſelbſt ſchützen. Leider iſt die Hilf
loſigkeit e ben Denunzianten nur zu verbreitet
unſeren Richtern.

Der Entwurf bindet die Verfolgung nicht öffentlicher Mafe-
ſtätsbeleibigungen an die landesherrliche Antragſtellung Das
wird in der Pra)is dahin wirken, daß Spießbürger, Patrio-
ten, Agrarier (Lärm rechts) meine Herren, denken Sie
doch an die 99 Tage (Sehr gut! links) Kriegervereinler,
An iſemiten uſw., wenn ſie einmal auf den Kaiſer ſchimpfen
ſtraflos bleiben. Uebrigens gönnen wir ihnen ja die Frei-
heit, ſich einmal ne e tmpfent von Herzen. (Heiterkeit und
Sehr gut! bei den Sog.) Von vielen Richtern wird die
Genehmigung der Straſverfolgung als ein recht deutlicherWink a werden, daß eine Verurteilung gewünſcht
wird. (Sehr wahr! bei den Soz.) Die Worte „böswillig
und „mit Vorbehalt“ bedeuten keine Einſchränkung ſondern
eine Llusdehnung der Tendenzjuſtiz. Große Schwierigkeiten
werden aus dem letzten Abſa en der für nicht „böswillige“ und nicht „vorbedachte“ Majeſtätsbeleidigungen auf
den Weg der Privalklage verweiſt. Soll der Monarch z.
den Juſtizrat von Gordon mit der Erhebung einer Privat.
klage betrauen (Schallende Heiterkeit.) Bei konſervativen
Männern wird man ohne weiteres den Verdacht der Bös-
willigkeit und des Vorbedachts ausſchließen. Anders ſteht
es ſchon mit den Freiſinnigen. Augenblicklich freilich ſind ſie
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gut angeſchrieben, haben die geſetzlit Vermutung fürW es kann aber in Bälde wieder hege ſein. Heiterkeit.

ngetehrt iſt es bei Polen und Zenlrum; die haben jetzt
die geſetzliche Vermutung gegen ſich; ſruher war es anders
und bald ſchon kann es wieder anders ſein. (Schall. Heiter
e Bei den Sozialdemokraten aber wird immer Böswllig-
keit und Vorbedacht vorausgeſetzt. Die politiſche Geſinnung
ſpricht bei Majeſtälsbeleidigungs-Prozeſſen eine große Rolle.
Nach den Wahlen von 1903 wurde nach „verſteckten“ Majſe
ſtätsbeleidigungs-rozeſſen geſpürt. Eine Mafeſtätsbeleidigung
wurde in der Kritik einer höfiſchen Saujagd geſehen,
an der übrigens der Kaiſer nicht teilgenommen hatte. Der
betreffende Angeklagte wurde übrigens zu ne un
ten Gefängnis verurteilt. (Hört, hört! bei den Soz.)
Bemerkungen über die Chinamedaille, hiſtoriſche Kritik an
Vorfahren des Kaiſers, alles mögliche iſt als indirekte Maſe-
ſtätsbeleidigung betrachtet und geahndet worden. Die Kritik
des Begnadi ungsrechts, die Kritik der Thronreden iſt als
Majeſtätsb. leid gimg angeſehen und beſtraft worden. Ich
kenne keinen Fall, in welchem ein ſoz aldemotratiſcher Redak-
teur eine Majeſtätsbeleidigung mit Vorbedacht begangen hat.
(Heftiger Widerſpruch rechts. Stets und ſtändig hat man
ihnen die Abſicht nur untergeſchoben. (Sehr
wahr! bei den Soz.) Man provoziert die Richter geradezu,
auf die politiſche Anſchauung des Angeklagten Bezug zu neh
men Ehrenvolle Ausnahmen gibt es allerdings unter den
Richtern. Gerade wir Sozialdemokraten ſind dank unſerer
ganzen Auffaſſung am weiſen geneigt, unſeren Aerger an
den Perſonen auszulaſſen. ir wiſſen, daß die Verhältniſſe
und nicht die Helden, geſchweige denn die Fürſten die Welt
regieren. Wir haben alſo keine Veranlaffung. uns an den
Fürſten zu reiben. Was wir aber nicht unterlaſſen können
noch unterlaſſen dürfen, iſt die ſchärfſte Kritik an allen Ver-
waltungs- und W ſoweit uns eine ſolcheKritik im Intereſſe des Volk's geboten erſcheint dieſe Kritik
will man mit Hilfe des Majfeſtätsbeleidigungs Paragraphen
unterbind n. Durch die Un'erſcheidung von bösw lligen und
nicht böswilligen Beleidigungen wird die Tendenziuſtiz noch
ſchlimmere Formen annehmen.

Nicht nur bei Majeſtatsbeleidigungen wird der Begriff der
Beleidigung ungebührlich gusgedchni. Es ſind ſchon Ver
urteilungen erforgt wegen des Ausduuchs „Generalſcharfmacher“.
Das Gericht ſagie: der Ausdruck Scharfmacher als ſolcher iſt
nicht teleidigend wird es aber durch Vorſetzung des Wortes
„General“. Man zetert heute gern über „frivole“ Beleidigun
en, aber war es nicht die ſtaarserhaltende Preſſe, die im

Schmutz des Hauprozeſſes wühlte, die Bebel und Singer un
ausgeſetzt mit Verleumdungen verfolgt. Der Reichsv.rband
a die perſönliche Verdächtigung geradezu zum Suſtem er-
oben ſo daß ſogar der en agierte Sozialiſtenfeind Max Lo

renz ſich voll Ekel abgewandt hat. (Hört, hört! bei den Soz
Dringend notwendig ſt eine Präziſierung des Begrifſes Ver-
leumdung und Beleidigung. Der Geſetzentwurf macht einen
Schritt in defer Richtung. aber einen äußerſt mißglückten.
Wir haben ſeit Jahren verlangt, daß der Begriff einer be
ſonderen Majeſtätsbeleidigung überhaupt ausgemerzt wird.
Dieſer unſer Antrag liegt im wohlverſtandenen Intereſſe der

r ſelbſt. r England kennt denBegviff der z eidigung nicht,und das altgermaniſche Recht kennt ihn auch nicht: er iſt in
Deutſchlands traurigſter aus dem römiſchen Recht im
portiert worden. ie Majeſtätsbeleidigungs-Prozeſſe bedeuten
eine Gefährdung der männlichen Offenheit der Nation und
es iſt eine nationale Tat erſten Ranges den Begriff derMazeſtätsheleidigung und der politiſchen Beleidigung über

haupt beiſeite zu ſchieben. (Lebh. Beifall bei den Soz.)
Staatsſekretär Dr. Nieberding: Jch bedauere die

Aeußerungen des Abg. Heine um ſo mehr, als ſie in dem
Augenblick gemacht wurden, in welchem die Verbündeten Re

r dem Du TWut n tgegenbr ngen. n en Richterſtand ne ich gegendie ſegte des Abgeordneten Heine in a Sie
deutſchen Richter haben ſtets nur nach ihrem Gewiſſen und
nach ihrer Ehre Recht geſprochen, nicht aber ihr Amt partei-mißbraucht J

eine zurück, daß die Verbündeten Regierungen mit
fe dieſes Geſetzes gegen die Sozialdemokratie vorgehen

Abg. Dr. Heckſcher (Freiſ. Vgg.): Wir billigen die

on a

Tendenz des Geſetzentwurfs, der das Denunziantentum ver-
indern will, dann müſſen aber alle nichtöffentlich ausge-en Beleidigungen ſtraflos bleiben. (Sehr richtig!
nks.
Abg. Bindewald Deutſche Reformpartei): Die So-

ialdemokraten ſind ſelbſt ſehr empfindlich bei Beleidigungend u ihrer Preſſe aber werden die hehren
ichtgeſtalten Königin Luiſe und Friedrichs II. verun-
limpſt, hiergegen verlangen wir ein beſonderes Geſetz. (Schal-
ende Heiterkeit bei den Soz.)

Abg. Heine (Soz Dr. Nieberding wendet gegen mich
immer Me hode des Polemiſierens an. Er unterſtellt
mir die Behaup ich hätte geſagt, der geſamte Richter
ſtand beuge bösw e llig das Recht und das müſſe er zurück
weiſen. ieſe ſeit neun Jahren von ihm geübte Methode
wirkt auf die n der Zeit ermüdend, verdiente aber noch
eine ganz andere Bezeichnung. Der Staatsſekretär verlangt
Vertrauen zu den Fürſten, aber die Fürſten ſitzen doch nicht
ſelbſt unter der Eiche und ſprechen Recht. Wenn das vor-
liegende Geſetz eine Gabe der Fürſten ſein ſoll, ſo iſt es
doch kein swegs eine fürſtliche Gabe. (Sehr gut! bei den
Soz.) Auf dieſes Geſetz paßt das Wort. welches die Kar-
3 an Friedrich den Großen ſchrieb, als er ihr einen Taler
ſchenkte. „Ein Taler iſt kein König, ein Taler iſt kein Glück,
ein Taler iſt zu wenig, drum ſchick' ich ihn zurück.“ (Lebh.
Beifall bei den Soz.)

Damit ſchließt die Diskuſſſon. Der Geſetzeniwurf wird an
eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern verwieſen. Darauf ver
tagt ſich das Haus auf Montag 1Whr. (Tagesordnung:
Interpellation über die Lebensmittel- und Kohlenteuerung.)

Schluß 6 Uhr.

DemonſtrationsVerſammlnngen.

Um über den Umfang der Demonfſtrations Verſamm-
lungen am 26. d. M. und folgende Tage einen Ueberblick
gewinnen zu können, iſt eine kurze Berichterſtattung
an die'Parteipreſſe erforderlich. Wir erſuchen die
Genoſſen, uns ſofort nach Schluß der Verſammlung
mittels Poſtkarte kurz über den Berlauf der Demon-
ſtration Mitteilung zu machen. Anzugeben iſt, ſoweit
möglich, die Zahl der Teilnehmer ferner bitten wir,
beſondere Vorkommniſſe von Belang kurz zu vermerken.

Redaktion des Volksblattes.

Hus den Nachbarkreiſen.
Lahnreduzierungen im Zeitz Weißenfelſer Kohleurevier.

Die Vorboten der Kriſis nahen Die Unternehmer ſuchen
„abzuwälzen“ und wollen den Arbeitern die Löhne verkürzen.
Den Anfang macht, wie immer, die chriſtliche Grube Kamerad

beſonderen Vertrauens

weiſe auch die Unterſtellung des

(Naumburger A.-G.). Dort iſt ein neuer Tiefbau im Auf-
fahren begriffen, der bei 250 Meter Förderlänge neun Meter
Steigung aufweiſt. Die Waſſermaſchine verſagt ſehr oft, ſo
daß die Förderleute bis zum Knöchel im Waſſer en Der
Lohn für die Arbeit beträgt für Häuer 20——-22 Mark pro
Woche, für Förderleute 19 21 Mark. Rechnet man da die
hohen Knappſchaftsbeiträge und den ſehr erheblich geſtiegenen
Preis für Oel ab, ſo wird wohl niemand behaupten können,
daß die Bergleute „fürſtlich“ entlohnt werden.

Hat ſich die feuchte Kohle den Bremsberg herab zuſammen
gefahren, ſo werden Strafen angedroht und verhängt wegen
nicht genügender Füllung der Wagen. Die Bergleute ſindaber fo ſchuld, wenn man ſie ſtraft. Bei Feſten nennt
man ſie „liebe Kameraden“, bei der Arbeit behandelt man ſie
als Sklaven. Die Arbeiter der Naumburger Gruben wollen
es nicht anders, das beweiſt ihre Haltung beim letzten Streik!
Zwar ballt jetzt mancher die Fauſt, doch vorſichtshalber nur
in der Taſche. Organiſiert ſind die Leute im „Fröhlichen
Bergmannsblut“. elchen Zweck der Verein hat, braucht
hier nicht erläutert zu werden. Eins aber ſteht feſt, ſolange
die Bergleute der Naumburger A. G. Verrat an ihren
Klaſſengenoſſen üben, ſo lange werden ſie von ihren Vor
geſetzten den Dank erhalten, der ihnen gebührt!

e

Auf der Grube Hedwig, Gewerkſchaft Hohenzollern Hall,
bei Böſau werden geradezu erbärmliche Löhne gezahlt. Vor
dem 1. Oktober erhielten die Abtäufer 5-6 Mk., Handwerker
uſw. 4 Mk. Da kam ein neuer Jnſpektor, und den Arbeitern
wurde der Brotkorb höher gehängt. Jm Durchſchnitt betrug
der Abzug 50 Pfg. pro Schicht!

Am 15. November wurde dann folgender Ukas ange
ſchlagen

Bekanntmachung! Die Schichtlöhne werden von heute
bis auf weiteres wie folgt feſtgeſetzt: Beim Abtäufen:Vollhäuer 5 Mk., Lehrhäuer 4 Mit Haſpeler 3,50 Mk.

Handwerker: Schmiede, Zimmerer 3,75 Mk. Tagesarbeit
auf dem Platze: Arbeiter über 20 Jahre 3 Mk., unter
20 Jahren 2,50 Mk., Keſſelwärter 3,50 Mk.

Schottmann, Berginſpektor.
Da ſage nun noch einer, daß die Verteuerung der Kohlen

uſw. nicht hervorgerufen worden ſei durch die „Steigerung“
der Arbeiterlöhne.

An alle Verbandsmitglieder aber ergeht hiermit die Auf-
forderung, über Lohnabzüge und andere Vorkommniſſe auf
Gruben, Schwelereien, Fabriken uſw ſofort an die Vertrauens
leute (Ortsverwaltungen) zu berichten damtt rechtzeitig Gegen
nahmen getroffen werden können

Polizeilich verbot n
wurde in Naumburg der Vortrag des Herrn Schrifſteller
Heiſe über das Geſchlechtsleben und ſeine Folge-
erſchein ungen. Das Gewerkſchaftskartell wollte ſeine Mir-
glieder über dieſe Fragen aufklären, eine hohe Poltzei findet
das unſtatthaft! Wahrſcheinlich befürchtete unſere Hochwohl-
löbliche, daß ein derartiger Vortrag die „öffentliche Sittlichkeit“
verletze. Oder war man der Anſicht, daß eventuell Sachen aus
den S 175-Prozeſſen mit zur Sprache kommen könnten Aber
ganz gleich, mag die hochwohlweiſe Polizei Gründe gehabt
haben, wie ſie ſein wollen, auf jeden Fall hat Naumburg etwas
ganz beſonderes zu verzeichnen.

Jn der letzten Zeit iſt hier überhaupt die Stellung der
Polizei gegen die Arbeiter eine etwas andere geworden. Früher
wurden die vom Kartell für die Mitglieder getroffenen Ver-
anſtaltungen weder angemeldet, noch war dafür Vergnügungs-
ſteuer zu zahlen. Da kam ein neuer Polizeiinſpektor und
es wurde anders. So verlangte man beim Vortrag des Herrn
Meentzen über Karikatur einen Wandergewerbeſchein! Gab's

ürki icht. Bei den Vorträgen des Herrn Walkotte und
Heiſe verlangt man den Nachweis „eines höheren Jntereſſes
von Kunſt und Wiſſenſchaft“ und zieht da den 8 33a G. O
zur Hilfeleiſtung heran.

Nun, wir werden ſehen, wie der Haſe läuft. Etwas All-
macht beſitzt ja die preußiſch-deutſche Polizei, aber auch die hat
Grenzeyr!

Milchkrieg in Naumburg.
„Was andere können, das können wir auch“, dachlen wahr

ſcheinlich die Naumburger Milchhändler und erhöhten flugs den
Literpreis von 18 auf 20 Pfennig. Erhöhte Futterpreiſe, Teue-
rung auf allen Gebieten führen die Milchhändler als Gründe
für die Erhöhung ins Feld. Teuerung herrſcht, wird ohne
weiteres zugegeben, aber nicht die Agrarier und Milchhändler
ſind dabei die Leidtragenden, re die Konſumenten. Die
Milchproduzenten haben ſchon dafür geſorgt, daß ſie nicht zu
kurz kommen. Sie machen bei jedem Anlaß ihr „Geſchäftchen“
und da ſie nun einmal beim Schröpfen der Konſumenten ſind,
ſo wollen ſie es denn gleich ordentlich beſorgen. Doch in der„Milchfrage“ dürften ſich die Herrſchaften etwas verrechnet

haben. Die Milchkonſumenten von Naumburg ſcheinen den
Milchkrieg einmütig und geſchloſſen führen zu wollen
Wenigſtens deuten darauf die zahlreichen „Eingeſandts“ imKreisſlatt hin. Wenn man nun auch in vielen Fällen den
bürgerlichen Elementen nicht über den Weg trauen darf, ſo
ſcheinen diesmal doch dieſe Leute ſolidariſch handeln zu wollen.
Und die Arbeiterſchaft hat keine Urſache, abſeits zu ſtehen.

Eine Einſenderin im Kreisblatt führt u. a aus: Alle
Aerzte ſind darin einig, daß Milchtrinken geſund und blut-
bildend iſt, was namentlich den bleichſüchtigen Fabrikarbeiterinnen
immer wieder empfohlen wird. Wer kann das aber, wenn das
Liter 20 Pfg. koſten ſoll, iſt doch 18 Pfg. meiſt ſchon für vielezu hoch.“ ünrecht hat die Frau nicht, denn wir möchten ein

mal die Fabrikarbeiterin ſehen, die bei den heutigen Löhnen
überhaupt eine regelrechte Milchkur durchführen kann.

Die Arbeiterſchaft hat u. E. die Pflicht, ſich ebenfalls ganz
energiſch gegen eine Milchverteuerung zu wehren. Jn ihrerLenoſſenſchaftlichen Vereinigung iſt den Arbeitern eine Hand

habe geboten, die ſie auch im Milchkrieg benutzen ſollte. Tretet
an zum Kampf, durch Einigkeit werdet ihr die Milchhändler
zwingen

Vorſicht beim Unterſchreiben?
Schon oft haben wir davor warnen müſſen, Unterſchriften zu

leiſten, ohne den Jnhalt des zu unterſchreibenden Schriftſtückes
genau geleſen zu haben. Leider ſind immer wieder Fälle zu
verzeichnen, in denen Perſonen beſonders Frauen erſt zu
ſpät merkten, daß ſie die Dummen waren. So werden uns
jetzt wieder mehrere ſolcher „Reinfälle“ gemeldet. Jn Pieſte-
ritz bei Wittenberg nahm ein Reiſender aus Bitterfeld Be-
ſtellungen auf Bettfedern auf. Einige Hausfrauen beſtellten
und meinten, daß ſie für den Preis von 2.50 Mk. pro Pfund
ungeſchliſſene Gänſeſedern erhalten würden. Den Beſtellſchein
ſah man ſich wie immer nicht genau an. Die Federn
kamen, keiner wußte ſie zu klaſſifizieren! Ein buntes Durch-
einander zum Teil durchſchnittener (gehäckſelter) Federn! Als
mar nun die Beſtellſcheine nachſah, fand man, daß dieſes Ge-
wengſel „Ruppfedern“ ſein ſollte. „Geruppt“ iſt jemand

worden und zwar die Beſteller! Beim nächſten Male werden
die Frauen wohl beſſer aufpaſſen.

Ein etwas anderer Fall, der auch beweiſt, daß man Ber
ſandhäuſern und deren Reiſenden ſtets vorſichtig gegenüber
treten muß. Eine Schnetderin in Kelbra beſtellte bei einem
Reiſenden der Firmo Herm. N. Deſſau Nähartikel im
Betrage von 31.16 und 1.96 Mk. Die Waren wurden im Juni
geliefert. Jm September erſchien der Reiſende wieder, erhielt
die beiden Beträge und quittierte darüber. Beſtellungen gab's
diesmal nicht. Am 1. Oktober kam die erſte Mahnung der
Firma. Die Scheiderin teilt der Firma mit, daß die Rech-
nungen bezahlt ſind, erhält jedoch keine Antwort, ſondern Mitte
Oktober eine zweite Mahnung. Ein VParteigenoſſe fühlte ſich
nun veranlaßt, an die Firma zu ſchreiben. Nichts rührte ſich.
Auf ein zweites Schreiben, in welchem u. a. bemerkt war, daß
die Sache der Oeffentlichkeit übergeben würde, kam ſchnellſtens
Antwort! Da hieß es denn mit einmal, man möge nichts übel
nehmen, die Sache habe ſich aufgeklärt!

Auch in dieſem Falle konnten der Betroffenen Schwierig-
keiten bereitet werden, denn auf der Rechnung ſteht vermerkt,
daß Zahlungen „nur durch die Poſt zu leiſten“ ſind.

Wir hoffen, daß die beiden mitgeteilten Fälle wiederum dazu
beitragen, bei Abſchließung von Geſchäften mit auswärtigen
Firmen ganz beſonders vorſichtig zu ſein. Niemand unter-
ſchreibe einen Schein, ehe er ihn genau geleſenhat!
Man erſpart ſich dadurch viele Scherereien und Geldverluſte.

Die Schraplauer Gendarmenattacke
wird wieder in Erinnerung gebracht durch eine Schöffengerichts-verhandlung in Eisleben. Angeklagt waren die Genoſſen

Peterſohn und Schönert, ſowie der Gaſtwirt Müller wegen
angeblicher Veranſtaltung eines öffentlichen Vergnügens. Bürger
meiſter Becher- Schraplau trat als Zeuge auf. Der Amts
anwalt wies in der Verhandlung darauf hin, daß der Bearbeiterverband nicht als geſchloſſene Geſellſchaft anzuſehen a

Jedoch ſei der Verband wohl als politiſcher Verein
zu betrachten. Auch Rehme der Verband, wie auch die Zahl-
ſtelle Stedten jeden Mann auf, deshalb ſei der Verband eben
falls keine geſchloſſene Geſellſchaft. Genoſſe Peterſohn verwies
auf eine Reichsgerichtsentſcheidung, welche beſagt, daß der Ver
band auf wirtſchaftlicher Grundlage errichtet ſei und mit keiner
Partei zu tun hat. Weiter habe das Kammergericht am
21. März d. Js. entſchieden, daß eine Zahlſtelle kein ſelbſtän
diger Verein iſt, wenn ſie zu allen Beſchlüſſen die Genehmigung
des Vorſtandes einholt. Dos Gericht kam zur Frei-
ſprechung! Das war nun der erſte Streichl Und der
zweite

Kochbuch für Mansfelder Bergleute.
Unten der reichstreuen Berg- und Hüttenarbeiterſchaft des

Mansfelder Reviers wird ein Kochbuch pro Exemplar für
1 Mk. verbreitet, das nicht nur billige Kochrezepte gibt, die
die Leute zufrieden mit ihrem Lohn machen ſollen, ſondern
auch ſonſt noch allerhand „nützliche“ Lehren für Mädchen und
Frauen enthält. Die Verfaſſerin berechnet die Koſten für ein
Mittageſſen für fünf bis ſechs Perſonen im Durchſchnitt
auf 45 Pfennig. Zum Beiſpiel:

Kartoffelmus.
18 große Kartoffen 18 Pfg.

Milch B.Butter oder fetten Speck 20
(Fleiſch muß man ſich denken.)

Saure Linſen.
1 Pfd. Linſen 15 Pf.8 Große Kartoffeien 5Getrocknete Pflaumen 10
Speck oder Fett 110c Zwiebeln U Eßlöffel-- Sag

Eſſig, Gewürzkörner.
(Fleiſch wie oben

Rührei.

6 Eier 80 Pfe.Semmel SMilchButter, /2 Teelöffel Salz 10
Dieſe drei Beiſpieſe mögen genügen, um ein Bild über die

lukulliſchen Genüſſe zu geben, die der Familie eines Mans-
feldiſchen Bergmanns warten, wenn die Hausfrau fleißig nach
dem genannten Kochbuch wirtſchaftet und vor allem die
Mahnung der Verfaſſerin beherzigt: Seid fröhlich in Hoff-
nung, geduldig in Trübſal, haltet an am Gebet. Man ver
gleiche dieſe „Speiſekarten“ mit deneu der ſogenannten „Berg-
manns“tage, die wir vor kurzem veröffentlichten. Der Unter
ſchied iſt nur ein ganz geringer.

Wahlrechtsdemonſtrationen im Ländchen!
Mit Rückſicht auf die zur Nachtſchicht gehenden Bergleute

ſind hier die Demonſtrationsverſammlungen auf nächſten
Sonntag (1. Dezember) angeſetzt worden. Für Gorden,
Naupiztz i. Br. und Grünewalde findet die Verſammlung
ſchon Sonnabend 8 Uhr in der Wolke ſtatt. Genoſſe Reifer
ſcheid wird referieren. Genoſſe Fleißner wird am Sonnta
nachmittag 3 Uhr bei Waldau in Bockwitz, abends 7 Uhr be
Starke in Mückenberg referieren.

An den Genoſſen liegt es, die Zeit zu einer recht leb
haften Agitation auszunützen, damit die Verſammlungen
ebenſo ſtark beſucht werden, wie die am roten Sonntag 1906,
die aber damals verboten wurde. Es waren da za. 1 500
Menſchen an der Ziegelſcheune zuſammengeſtrömmt. So muß
auch diesmal der Beſuch werden. Darum: An die Arbeit,
Genoſſen!

Delitzſch, 24. November. (E. B.) Zum zweiten Bür-
germeiſter wurde in der letzten er m
der Ratsherr Paul Lange-Detmold gewählt. Er erhi
19 von 20 Stimmen. Zur engeren Wahl ſtand außer dieſem
errn noch der Referendar Dr. Strauß-Halle. Bürgermeiſter

Lederbogen- Belgern hatte noch in letzter Stunde abgeſchrieben,
da ihm in ſeiner jetzigen Stellung eine Gehaltszulage gewährt
wurde.

Aſchersleben, 24. November. Die Arbeit niedergelegt
haben in der Papierwarenfabrik H. C. Beſtehorn 50 Arbeite-
rinnen wegen Lohndifferenzen. Die Firma will die Lohnver
hältniſſe „wohlwollend prüfen“ und in vier Wochen „regeln“.
Hoffentlich finden ſich keine Arbeitswilligen.

hHßhrjieſkaſten der Redaktion.
Sch., Eisleben. Derartige Artikel müſſen von der örtlichen

e Pettwns gegengezeichnet, mindeſtens aber unterſtempelt
ein.

e

Verantwortlicher Redakteur: Walter Leopoldt in Halle.
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Am Dienstag den 26. November abends S Ahr
finden in Wilgenden Lokalen

Protect-Verscommluneen
Volkspark, Burgſtraß Letzter Dreier, Merſeburgerſtraße. WVringmasohinen, Fahrräder, Automaten.
Lindenhof, Halle-Kröllwitz. Sportpark, Alte Leipziger Chauſſee. pellenee veubenen in mechanischen Splelwaren

Sachſenburg, Halle Trotha. Burgſchlößcheu, Burg b. Radewell. Cotthold Ton n ſcbrzasdeeu

Tagesordnung in allen Verſammlungen: m Konſum Verein
Nieder mit dem preussischen Yreihlassenwahlreckt.

Referenten: Genoſſen Kunert, Albreoht, Däunmig, Fröhlieh, Sehade, Oertel. Max so PhuhmacnermolsterDie Genoſſen werden erſucht, dafür zu agitieren, daß der Beſuch der Verſammlungen ein maſſen- Fchuhe Wien ind n n nen nen

9

BRocicgwitz.
Arno Reichard Marie Reichard

Scrn ne Dumenschneiderin,
unktxtelle empßehlt sich den Frauen von

trasse 2561. Bockwitz und Umgeg. bestens

Boolewrit Bocic witzNähmasohinen der gangbarſten Syſteme (6 Jahre Gar.)

o i,.
hafter werde, insbeſondere werden auch die Frauen erſucht, recht zahlreich zu erſcheinen. c lenen lawen n. Hnin

Die Parteileitung für Halle und den Saalkreis.

Zeit.s Heriallerchitt fur herren- un Angaben Caräerohen
ehlt ſein großes Lager:Diens ag 0. 26. Xovemb abends 8 Uhr in der Zentralhalle, Rahmestrasse Joppen und Palet 8 für Herren, Burſchen, Knaben und Kinder.

deffentt den neueſten Moden entſprechend, in jeder Gröfze am Sager.
Infolge grotzen Abſchluſſes empfehle ganz beſonders mein großes Lager

r hlauer Normal-Arbeita- Anziig e.9 ig s T agesordnung: un Wedel r Eyalſe e Faennpſe,as Dreikkaſſenwahlunrecht, der preußiſche Landtag und die Stel gen e. Zaſchentü ger e, wollene Vorhemdchenkung des Varteitages der Sozialdemouratie Dreußens. Referent Genoſſe e Le e LLISLIS r m man

Reparaturwerkstatt.

T eitz. Adolf Pachtmann, Bockkwit,

Grosses Lager in W Anzügen, W

Gerade und ſchräg, Winter-Qualität, ver Anzug von 5 Mk. bis 7.60 Mt. W

A. Leopoldt. Bockwltz. Cexchäfts- Vebernanme.
Freie DisKussion.

Zu dieſer Proteſtverſammlung muß jeder Parteigenoſſe und -Genoſſin kommen.

Entree pro Perſon 10 Pf. Der Vorstand des soriuldem, Vereins.

Der geehrten Arbeiterſchaft des ganzen Ländchens und der weiteren Umgegend zur Kennt-
nisnahme, daß ich

Grögers Gasthof in Bockwiätz
käuflich übernommen habe. Jch führe dieſes Geſchäft unter dem Namen im r Sinne
weiter und werde beſtrebt ſein, der geehrten Arbeiterſchaft von Bockwitz und Umgegend das größte
Entgegenkommen zu zeigen.Mit guten Speiſen und Getränken (Dresdner Felſenkeüer-DBiere) ſowie guter Bewirtung
werde ich meinen Gäſten immer dienen.

Gleichzeitig empfehle ich den geehrten gſe rer meine
chereiHochachtend Angust Kohlsche und Frau.

Vorwärts, Volksblatt, Märkiſche Volksſtimme, Gazeta Robotnicza u. Gewerkſch.- Blätter e aus.

Weissenfels.
dienstag, den 26. November abends 8 Uhr in der „Stadt Naumburg

Crosse Protest- Versummlune.

dürfen nicht zurückbleiben hinter ihren Klaſſengenoſſen in anderen Städten, dieſich zu einem wuchtigen Vorſtoß gegen das elendeſte aller Wahlſyſteme anſchicken. und

Der Einberufer. Filz-Pantoffel
in grösstor Auswahlßochwitz, Mäckenberg, Brünewalde, Kleinleipisch, n

lauchhammer, Naundorf und Dolstheila—l on uenmn
Sonnabend, den 30. November abends S Uhr e er. er

Zur feler des 2wellährigen Bestehens

Sonntag d. 15. Dezember 1907 von 5 Uhr ab
im Saale des Hrn, Waldau In Bockwitz

Eretes dfiftunoslest
dramautischen und gesunglichen Darbietungen J

F im Gasthof zur Walke in Grünewalde, W Konzert und Ball.!Sonntag, den I. Dezember nachm. 3 Uhr Naundorf Hierzu ladet freundlichst ein Der Vorstand J
im Gasthof des errn Waldau in Zockwitz, Booicwite

Sonntag, den 1. Dezember abends 7 Uhr Kachelschulze Bockwitz u W mg.
im Hasthof des Aerrn Cönard Starke in Mückenberg Mengen Ceschütt.

gr. öffentl. Protest-Verxamm lungen e e
Tagesordnung: Winter Vergnügen.

J 5 n l 66 Hierzu ladet ergebenſt ein Der Tururat.i e e e ine in nückenberg Dookwits,
u. Mückenberg: unſer Reichstagskandidat Gen. Herm. Fleissner, Dresden.

An die Arbeit, Genoſſen! Wirkt für einen Maſſenbeſuch dieſer Verſammlungen! Keiner darf an dieſem Tage zu Hauſe bleiben Demonſtriert dreoiter u. wlrer Form. tn bie e e en wie
gegen Eure Rechtloſigkeit bei der preußiſchen Landtagswahl! der Einberuter. Stulpenstlefel u Zum Weihnachtsfeſt: Puppenwagen, dito Setzweswh

3 s B I. h t ſen, Schaltorviſter und Taſchen undockwitzer BezirSonntag, den S. Dez. 1907 in Mückenberg u. Grüönewalde I ſſſ Knabe r r
II

e Zum Weihnachtsmarkt in Vockwitz. Wo

Otto Pachtmann, nn och ſaut nach Bochoite

Tagesordnung:
üte, Mü lSehuhmeehermetr, Boerwitz ard Muschler, See Pahat aBerert

ken„Der neue KnappſchaftsStatuten-Entwurf.“
Referent: Kamerad Bezirksleiter Dölle, Senftenberg.

Kinder Garnituren

in u, ſ. w. kauſt
Dachdseexungs Gesehäſtren empfiehlt ſich zur Ausführung

De Verſammlungsſäle und Zeit wird noch bekannt gegeben. W n ark, alle Duch hurbelten.
Kameraden des ganzen Bezirkes! Zum erſten Male dürfen ſich die Bergarbeiter atngeniſ

et erh. g. in Ziegel, Schiefer,
Sälen verſammeln. Agitiert darum ſchon heute für einen Maſſenbeſuch der Verſammlungen rztr.

eingetroffen: woll. Pferde u. Kuhdecken von 212
ohrPeitſchen n. mehr. andere Sorten u. Pe

S
W I Hark

ſein
enn dort findet Jhr jederzeit

das Gewünſchte und durch die

her, urzr 20. den u. Pappliesdach.

mmlung und dem Verband zu. Der Vertrauensmann. Reparaturen prompt u. billigst

erägin dem Konſumverein.

Zenient, Paup, Zement a in e den
it die Säumigen auf! Ermahnt die Trägen! Führt den letzten Kameraden in die

Verlag nd für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt Gr Drud der doleſchen Vepoſſenichaſia Bugdruderei m. d T r

Referent: Genoſſe Auol Thieies Halle ar S Bockwit-Fehle kein Arbeiter in dieſer Verſammlung. Die Proletarier unſerer Stadt Filz Schuhe i J

rte



kg ngen erfolgen im Vorwärts.
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A.

Beilage zum
Rr. 276.

II. Sozialdemokratiſcher Preußentag.
Berlin, den 28. November.

Dritter Tag.
Singer eröffnet die Sitzung. Uber die Arbeiten der zur

n eines Statuts für die Landesorganiſation Preußens
eingeſetzten Kommiſſion berichtet

e Nanigsberg der das Statut in folgender Form
vorlegt:

K r Wahrnehmung gemeinſamer Parteiintereſſen wird
genks 6 des Or J r der Geſamtpartei eineandesorganiſation reußen gebildet.

5 2. Organe der Landesorganiſation ſind: die Begzirkskom
tees (die Agitationskommiſſion der Bezirksverbände) und die
Vorſtände der Wahlkreisorganiſationen.

g 8. Die Landeskommiſſion beſteht aus je einem Mitglied
v Begzirksverbandes in Preußen; jedes Komitee beſtimgt
as Mitglied ſelbſt und hat, falls dieſes verhindert iſt, für

deſſen Vertretung zu ſorgen.
ls geſchäftsführender Ausſchuß der Landeskommiſſion fun-ieren der Vorſibende der Schriftführer und der Kaſſierer der

rteiorganiſation Groß-Verlins.
g 4. Die grdenee und ihr geſchäftsführender Aus-

chuß haben die Parteige t im Einverſtändnis mit dem
arteivorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands zu

erledigen, der zu allen Sitzungen einzuladen iſt. Die Landes-
kommiſſion tritt in der Regel jährlich einmal zuſammen.
Außerdem muß ſich der geſchäftsführende Ausſchuß vor der Ein-
leitung aller für ganz Preußen geplanten wichtigen Partei-
aktionen mit ihr rechtzeitig in Verbindung ſetzen.

s 5. Die oberſte Vertretung der Landesorganiſation iſt der
W Er findet alle zwei Jahre ſtatt undiſt von der Landeskommiſſion einzuberufen.

ur Teilnahme an dem Parteitag ſind berechtigt: a) die De-
legierten der Wahlkreisvereine mit der Maßgabe, daß Vereine
bis zu 1000 Mitglieder 1, bis zu 3000 Mitglieder 2, bis 5000
i 3, bis 10 000 Mitglieder 4 und über 10000 Mitglie-
der 5 Delegierte zu wählen ſind; b) die Delegierten
der ſozialdemokratiſchen Frauen Preußens; o) die ſozialdemo
kratiſchen Reichstags und die Landtagsabgeordneten Preußens;35 die Landeskommiſſion und der geſcha tsſührende Ausſchuß;

o) der d en Kkſerb
g 6. Zu den Aufgaben des Parteitages gehören a) Prüfung

der Mandate b) ren der Berichte der Landes-
kommiſſion ſowie des geſchäftsführenden Ausſchuſſes und der
Landtagsabgeordneten Preußens; o) Beratung und Beſchluß-
faſſung über alle das Preußens berührende rend4) veſchlu faſſung über alle eingereichten Anträge; e ahl

des Ortes für den nächſten Parteitag.
S 7. Späteſtens ſechs Wochen vor r Parteitages hat die Landeskommiſſion den einzelnen

mitteln und den Termin, ſowie die proviſoriſche Tagesordnung
bekannt zu machen. Die Bekantmachung iſt mindeſtens zwei
mal in angemeſſenen z 7 zu wiederholen. Alle
Anträge n Parteitag ſin
T g bei der Landeskommmiſſion einzureichen, die verpflich-
tet iſt, die Anträge ſpäteſtens zwei Wochen vor dem Parteitag

eimal hintereinander zu veröffentlichen. Die Veröffent

durch Mehr h der Landeskommiſſion.
von ſieben Landeskomitees iſt die Landeskommiſſion zur

verpflichtet. Weigert ſich die Landeskommiſſion, ſo hat die Ein
berufung durch die Vorſitzenden der beantragenden Begzirks
komitees zu r ie Friſtbeſtimmungen fallen für den

erordentlichen Parteitag fort.
9. Die Abgeordneten und die Landeskommiſſion haben in

allen en welche ihre parlamentariſche Tätigkeit oder ihre
Geſchäftsführung betreffen, kein Stimmrecht.

s 10. Die Koſten für die Kreisdelegationen zu den Partei-
tagen trägt jeder Kreisverein, die Koſten für die Zuſammen
künfte der Landeskommiſſion trägt jeder Bezirksverband. Die
Koſten des geſchäftsführenden Ausſchuſſes werden von den Be
d im Verhältnis zu der Zahl ihrer Mitgliederurch Umlageverfahren erhoben.

s 11. Die r der Kreisvereine und der Bezirks-
komitees ſind verpflichtet, ihre Adreſſen dem geſchäftsführenden
Ausſchuß der Landeskommiſſion mitzuteilen und von jeder
Aenderung Kenntnis zu geben.

Haaſe berichtet erläuternd, daß die Kommiſſion es abge
lehnt habe, einen eigenen Landesvorſtand neben dem Partei
vorſtand z ſchaffen. Die tage ſgre an der Delegier-
ten bedeute keine Ungerechtigkeit für die kleineren Kreiſe, denn
den großen Kreiſen mit über 10000 Mitgliedern ſeien mit 5
Delegierten ſicher nicht zu viel Rechte eingeräumt.

Ein Antrag Arons will den t 2 wie folgt gefaßt wiſſen:
„Die nderen. Organe der Landesorganiſationen ſind der

e der von dieſem gewählte Landesvorſtand
und eine Landesköommiſſion.“

Der F 1 wird debattelos angenommen.
Bei S 2 begründet Arons ſeinen Arrag Meine Bedenken

gegen den ganzen Ausbau der Organiſation ſind nicht geſchwunn. FJch will einen vom Preußentag gewählten ſt digen
Landesvorſtand und dann eine Landeskommiſſion, die e r
die gleichen Befugniſſe haben ſoll wie die Zentralkommiſſion in
der deutſchen Partei. Nach dem Entwurf der Kommiſſion t
die Landeskommiſſion noch mehr Rechte wie die Vereinigten
Landtage in der abſoluten Monarchie. Der preußiſche Partei
tag iſt nach dem Entwurf ein Parlament, das r zu parlieren
ätte, aber nichts durchſetzen kann. Wie ſo B. der preußiſchePtehes hen Willen gegen den deutſe Parteivorſtand

durchſetzen.

Dittmann Frankfurt a. M.: Der Vergleich mit den
Vereinigten Landtagen paßt nicht. Denn wir haben im deut
4 eine Spitze, die auf der breiteſten demokrati
en Grundlage beruht. (Sehr ri tig Auf dem deutſchen

ßarteitag ſind auch die preußiſchen Genoſſen anweſend und
werden den deutſchen Parteivorſtand ſchon zur Rechenſchaft zie-
ſaFt wenn er des ren Parteitages nicht ausren will. Deshalb ſind die Bedenken des Genoſſen Arons

nfällig.HaaſeKönigsberg: Die preußiſchen Genoſſen ſind auf dem
deutſchen Parteitag wahrlich keine verſchwindende Minderheit.
(Sehr richtigl) Den deutſchen Parteivorſtand möchte ich ſehen,

der ſich gegen Beſchlüſſe eines Preußentages ſträuben würde.
Uebrigens haben ja ſchon ſieben Begzirksverbände das Recht,einen et Preußentag einguberufen. Wir haben
in der Kommiſſion ſtundenlang über i debattiert, ob

reußiſche Fragen und Reichsfragen auseinanderzuhalten ſind
Wir ſind zu einer Verneinung dieſer Frage gekommen.

Damit ſchließt die Debatte. Der Antrag Arons wird
in namentlicher Abſtimmung mit 175 gegen 20 Stim
men abgelehnt. S 2 wird in der Kommiſſionsfaſſung an
genommen, ebenſo die S 3 und 4.

Zu g 6 beantragt Lö b e Breslau die Vertretung ſo zu re eln
wie zum deutſchen Parteitag, d. h., generell zu ſagen: „Kein
Kreis darf mehr als drei Delegierte entſenden.“ Heute habe

ahlkreisver
einen und Bezirkskomitees einen Rechenſchaftsbericht zu übex

ſpäteſtens drei Wochen vor ſeiner

Halle a. S., Dienstag den 26. November 1907.

r dem prenb ſchen Parteitag GroßBerlin faſt 50 Delegierte
und werde nach dem Statut in der Faſſung der Kommiſſion
noch 10-15 weitere Delegierte bekommen. Die ſcheinbaren Un
gleichheiten in ſeinem Antrag würden durch die Finanzkraft der
greß Städte ausgeglichen. Die kleineren Kreiſe würden die
rei Delegierten meiſtens nicht ausnützen können. So ſeien die

34 prerſchen Reichstagswahlkreiſe nur durch 4 Delegierte
ertreten.
Maurenbrecher-Sorau iſt prinzipiell für den Antrag

Löbe. Für den Fall der Ablehnung dieſes Antrages ſtelle er
e den re daß ſchon von 500 Mitgliedern an die Ent-
endung von zwel Delegierten zuläſſig ſein ſoll.

Wolf- Bochum beantragt, im 8 5 ſtatt „Kreiswahlvereinen“
zu ſagen „Wahlkreiſen'. Jn manchen rückſtändigen Kreiſen
rn man noch keine feſten politiſchen Organiſationen gründen
önnen, und dieſen Kreiſen ſolle man auch eine Vertretung er-

möglichen
Pfannkuch: Der Antrag Wolf iſt unzuläſſig, denn nach

dem Organiſationsſtatut der deutſchen Partei iſt jeder Wahl
kre s verpflichtet, eine politiſche Organiſation zu ſchaffen. Was
die beantragien Aenderungen im z anangt, ſo
ſei zunächſt betont, daß es einen idealen Modus wohl niemals
geben wird, ſo lange wir nicht zum reinen Proportionalwahl-
recht gelangen. Der Vorſchlag der Kommiſſion komm der Ge-
rechtigfeit noch am nächſten. Die Befürchtungen Löbes ſind
übrigens gegenſtands os. Nach dem Statut in der Kommiſſions-
fafſung bekommen die Berliner ganze zwei Delegierte mehr.

Haupt- Magdeburg: Auch meine Mandatgeber haben mich
beauftragt, hier den Antrag zu ſtellen, daß die Höchſtzahl der
Delegierten eines Kreiſes drei betragen ſoll. Das iſt die Zahl,
die auch für den deutſchen Parteitag gilt und die ſich durchaus
bewährt hat. Wie man nun die Delegiertenzahl bis drei auf
die Kreiſe verteilt, iſt mir Nebenſache.

Haaſe-Königsberg: Die Zeit des Parteitages ſollte zu
kaſtbar ſein, als daß man ſie auf die Erörterung der Frage
verwendet, ob die Berliner zwei Delegierte mehr bekommen
r oder nicht. Ein ideales Wahlrecht werden wir nie be-
ommen.
Dr. Borchardt-Charlottenburg: Es iſt richtig, daß die

Großſtädte nicht eine ihrer Größe entſprechende Vertretung
haben. Aber mit Recht hat es die deutſche Partei bisher ab-
ge'ehnt, die Jntereſſen der zahlreichen kleineren Kreiſe den Be-
dür niſſen weniger Großſtädte zu opfern. Zum Preußentag
ſollt. man den kleinen Kreiſen dieſelben Rechte geben, wie zum
deutſchen Parteitag.

Damit ſchließt die Debatte. Wolf- Bochum zieht ſeinen
Antrag zurück. Ein An rag Beims Magdeburg „Die Zahl
der Vertreter eines Wahlkreiſes zum preußiſchen Parteitag rich-
tet ſich nach der Höhe der geleiſteten Beiträge“ wird abge-
lehnt. agegen wird der Antrag Löbe mit großer Mehr-
heit an de nommen. Alle andern Anträge ſind damit er-
ledigt. Der Reſt des Statuts wird debattelos ang nommen,
ebenſo in der Geſamtabſtimmung das nach dem An-
trag Löbe abgeänderte Statut. Gegen das Statut ſtimmen
nur etwa zehn Delegierte. Als Ort für den nächſten preußi-
ſchen Parteitag wird Berlin gewählt.

Der nächſte Punkt der Tagesordnung iſt
die Lage der Staatsarbeiter in Preußen.

Der Keferent Genoſſe Legien legt hierzu folgende Reſo-
lution vor:

Der Parteitag der Sozialdemokratie Preußens erklärt, daßz Grund der von dem Miniſter der öffent. ichen Arbeiten
und dem Miniſter für und Gewerbe alljährlich dem
preußiſchen Abgeordnetenhauſe vorgelegten Berichte über die
Ergebniſſe des Betriebes der vereinigten preußiſchen und
eſſiſchen Staatseiſenbahnen und des Betriebes der Berge,
ütten- und Salinenverwaltung, ſowie auf Grund der Er

ebniſſe einer privaten Erhebung über die ſoziale Lage der
iſenbahner in Preußen, abgeſehen von den Mitteilungen,

die von Arbeitern der ſtaatlichen Betriebe an die Arbeiter-
preſſe gelangt ſind, re auf Grund der Anweiſungen, welche
die genannten Miniſter den nachgeordneten Behörden gegeben
und nach den Erklärungen, die dieſe Miniſter im preußiſchen
Abgeordnetenhauſe abgegeben haben, ſich ergibt, daß die ſtaat-
lichen Betriebe in Preußen weit davon entfernt ſind Muſtſer-
beiriebe zu ſein, die ſie doch nach dem Erlaß Wilhelm II.
vom 4. Februar 1890 ſein ſollen.

Wenn nach den ten Berichten im Jahre 1905 der
taatliche Eiſenbahnbetrieb, nach Abzug des von dem Ueber

660 164 164 Mark oder pro Kopf der 419 734 im preu
iſchen Eiſenbahndienſto beſchäftigten Beamten und Arbeiter

1572 Mark. oder nach Abzug des Zinsbetrages für eine vier-
prozentige Verzinſung des Anlagekapitals noch einen Ueberſchuß
von 362 371 335 Witt. oder pro Kopf der beſchäftigten Begm
ten und Arbeiter 758,90 Mk. erzielt, der Ueberſchuß aus dem
Berg- tten- und Salinenbetrieb 30 650 588 Mark oder

ro Kopf der 34 244 in dieſen Betrieben Beſchäſtigten 363,80
Mark beträgt, ſo ergibt ſ daß dieſe ſtaatlichen Betriebe in

leichem oder in noch erhöhtem Maße, auf die Erzielung von
eberſchüſſen hinarbeiten als die Privatbetriebe. Jnfoſge

deſſen werden die Löhne der in ſtaatlichen Betrieben beſchäf
tigen Beamten und Arbeiter auf einem Niveau gehalten, das
völlig unzulänglich zur Friſtung des Lebens iſt und in keinemVerhbitn t ſteht zu den infolge der Zollpolitik in den letzten

Jahren enorm geſtiegenen Preiſen der Nahrungsmittel und
Gebrauchsgegenſtände, und wird die Dauer der Arbeitszeit
der in ſtaat'ichen Betrieben Beſchäftigten, beſonders die der
im Eiſenbahndienſt Tätigen in ungebührlicher Weiſe ausge-
dehnt, was eine Schädigung der Geſundheit und frühzeitigen
Verbrauch der Arbeitskraft der Arbeiter nach ſich zieht und
bei dem Eiſenbahndienſt zu einer ſich ſteigernden Gefahr für
das reiſende Publiſum führt, wie ſich aus der Unterſuchung
von Eiſenbahnunfällen aus der letzten Zeit ergeben hat.

Der Parteitag fordert deshalb eine angemeſſene Erhöhung
der Löhne und die Vertürzung der Arbeiſszeit der Beamten
und der Arbeiter auf höchſtens acht Stunden täglich. Vor
allem aber fordert der Parteitag, daß den Beamten und Ar-
beitern der ſtaatlichen Betriebe das jedem Staatsbürger zu
ſtehende Recht der Koalition und der freien politiſchen Be
tätigun ger ihe wird. Er vroteſtiert dagegen daß dieBerwaſungen er ſtaatlichen Betriebe den Beamken und Ar

beitern dieſe ihnen nach der Verfaſſung und den Geſetzen zu-
henden Rechte d Maßregelung, Verrufserklärung undn an der freien Ausübung der Arbeit zu rauben

deſtrebt ſind. Dieſes Vorgehen der Verwaltungen der ſtaat
lichen Betriebe muß dazu führen und hat leider dazu geführt,
Bentmie und Arbeiter nicht zu freidenkenden und ſich ſelbſt
chätzenden Menſchen ſich enfwickeln zu laſſen und der Ge-nen hen und dem Denunziantenweſen Vorſchub zu
eiſten.n die Beamten und Arbeiter der ſtaatlichen Betriebe rich

tet der Parteitag das Erſuchen, ſich durch die von der Eiſen
bahnverwalt geſchaffener Vereinigungen nicht von der
wahren Vertrelung ihrer Intereſſen abbringen zu laſſen, ſon-
dern von den i zuſtehenden Rechten, der Koalition und
der freien politiſchen Betätigung, trotz aller Drohungen, Ge
brauch zu machen und an dem Kampfe, den das Proletariat

18. Zahrs.
DZJ

unn das allgemeine, gleiche, direkte und Stimmrecht
r das preußiſche Abgeordnetenhaus führt, ſich zu beteiligen.rſt wenn dieſes Wahlrecht erreicht iſt, werden Vertreter der

klaſſenbewußten Arbeiterſchaft, der Sozialdemokratie, gleich
wie es ſchon heute im Reichstage und den Parlamenten der
W Staaten mit Erfolg geſchieht, für die Intereſſen

er Stagatsarbeiter an der Stelle eintreten können, an welcher
die Verwaltung der Staatsbetriebe Rechenſchaft zu geben hat.

Daß der Parteitag ſich mit den Staatsarveitern beſchäſtigt, iſt
deshalb ſelbſtverſtandlich, weil die materielle Lage und die
rechtliche Stellung der Staatsarbeiter gewiſſermaßen ein Syſtem
n den Staatsorganismus ſelber ſind und weil die Einwir-
ung auf die Lage der Staatsarbeiter von dem Einfluffe ab
a den das Proletariat auf die Verwaltung und die Ge-
etzgebung des Staates übt. Betanntlich hat die preußiſche
Staatshahn das größte einheitliche Eiſenbahnunternehmen der
Welt. Jn ihm waren 1905 419 734 Beamte und Arbeiter an-
geſtellt. Im ſtaatlichen Bergbau waren 78 429 Angeſtellte be
ſchäſtigt. In Salinen- und Erdbetrioben 1036, im Hüttenbe-
trieb 5015, im Salinenbetrieb 809, bei den Ladeanſtalten 153
und bei der Bohrverwaltung 102. Jm ganzen alſo waren im
Staatsbetriebe tätig 503 978 Perſonen. Die Löhne erreichten
kaun die Hohe der in Privatbetrieben gezahiten. Bezüglich der
Arbeitszeit liegen die Verhältniſſe genau ſo, wie in den Privat-
betrieben. Ebenſo iſt die Zahl der Unfälle die gleiche. Nur
in einer Beziehung haben die in Staatsbetrieben beſchäftigten
Arbeiter vor den in Privatbetrieben beſchäſtigten Arbeitern
etwas voraus. Das iſt das Syſtem der Maßregelung, welches
in den iſiskaliſchen Betrieben ein viel ausgedehnteres iſt. ſt
es doch der Vergwerksverwaltung in Saarvrücken gelungen, den
Rechtsſchutzverein, der 22 000 Mitglieder zählte, im Jahre 1893
zu vernichten. Die Verwaltung hat es erreicht, daß das Blatt
der Organiſation vernichtet wurde, daß das Verſammlungsheim,
welches ſie erbaut hatte, unter den Hammer kam, kurz, daß jede
organiſatoriſche Tätigkeit beſeitigt wurde. Erſt ganz allmählich
gelingt es uns jetzt, durch die gewerkſchaftliche Tätigkeit wieder
in dem Saarbrücker Revier Einfiuß zu gewinnen. Der Mangel
der Organiſationen zeigt ſich auch darin, daß in keinem andern
Bezirke die Roheit der Arbeiter ſo groß iſt wie dort. Jch
mache daraus den Arbeitern durchaus keinen Vorwurf, wohl
aber der Verwaliung, welche den Arbeitern die Möglichkeit zur
Erziehung genommen hat. (Sehr wahrl!) Die Broſchüre
Saarabien vor Gericht bietet ausreichendes Material,
in welcher Weiſe jeder Verſuch zu einer Organiſation der Ar-
beiter von der ſtaatlichen Verwaltung unterdrückt wird. Ander-
ſeits verwehrt man den Arbeitern das Recht an der Ueber-
wachung im Betriebe mitzuwirken. Jn den fiskaliſchen Gruben
iſt nicht einmal das durchgeführt, was in den kaiſerlichen Er-
laſſen beſprochen wurde. (Sehr wahr!) Redner beſchäftigt ſich
dann in ſehr eingehender Weiſe mit der ſozialen Lage der
Eiſenbahner und kritiſiert ſehr ſcharf den bekannten Standpunkt
des Eiſenbahnmniſters, der „Herr im Hauſe“ ſein wolle. Es
kinge ſehr komiſch, wenn ein preußiſcher Miniſter davon ſpreche
er wolle Herr im Hauſe ſein. Dieſe preußiſchen Miniſter kom
men und gehen wie die Blumen auf dem Felde, ohne eine
Spurr zu hinterlaſſen. Heiterkeit und Beifall) Sie ſind wahr
lich nicht berufen, die Herren zu ſpielen. Solche Erklärungen
ſollten ſie den Privatunternehmern überlaſſen. reklich ſchöpft
dann wieder das Privatunternehmertum aus ſol Miniſter
worten die Ueberzeugung, daß es den Arbeitern nicht entgegen-
zukonnnen brauche. Die Eiſenbahnverwaltung ſucht aber auch
die Arbeiter an der freien Ausübung des Wahlrechts zu hin-
dern. Auch nicht einmal das Recht ſollen die Eiſenbahner
haben, ſich an einem Konſumverein zu beteiligen, um ihre kar-gen Einkoenmensverhältniſſe zu verbeffern. Neuerdings ſucht
die Eiſenbahnverwaltung den Einſluß der organiſierten Arbeiter
auf ihre Angeſtellten noch dadurch fernzuhalten, daß ſie in die
Rechte anderer eingreift, die unmittelbur mit der Eiſenbahn
nichts zu tun haben. Jn einer ganzen Reihe deutſcher Städte
haben die ſogenannten bahnamtlichen Spediteure ihren Ange
ſtellten, Kutſchern und Arbeitern erklärt, daß ſie auf keinen Fall
dem Deutſchen Transportarbeiter-Verband angehören dürfen, ſie
ſeien von der Bamnverwaltung angewieſen worden, keine Or
ganiſierten zu c r ie Tatſachen zeigen aber, daß
auch unter den Eiſenbahnarbeitern eine ganz andere Auffaſſumg
verbreitet iſt als ſie in den amtlichen Bekann'machungen er
ſcheint. Jch habe hier ein Blatt vor mir: Der deutſche Staats
bahn chaffner das Organ eines durchaus königstreuen Vereins,
der ſeine Sitzungen mit einem Hoch auf den Miniſter Breiten
r ſchließt. Redner verließt hierauf aus dem Organ eine
Reihe von Stellen, in denen auseinandergeſetzt wird, wie trau-
rig die Lage der z und Hilfsſchaffner iſt. So alſourteilen königstreue Männer über pre Arbeitszeit und führen

Klage, über die ſonſtigen Arbeitsbedingungen. (Hört, hört!)
Jch kann meine Ausführungen über die ſoziale Lage der

Staatsarbeiter gar nicht beſſer ſchließen, als, indem ich er-
kläre, daß ich dem, was hier von königstreuen, unter amt-
licher Aufſicht ſtehenden Eiſenbahnern geſagt iſt, nichts hin

habe. Dieſe Darſtellung charakteriſiert die Lage der
taatsarbeiter ſo trefflich, daß nan ſich nur fragen muß:

Wie iſt es möglich, daß deutſche Arbeiter, die doch gewiß
nicht zu den unintelligenteſten gehören, ſich ſo etwas gefallen
laſſen. (Beifall.) Wie iſt es möglich, daß deutſche Arbeiter
ſich ihr heiligſtes Recht, das Koalitionsrecht, das Recht der
politiſchen Betätigung nehmen laſſen. Jch bitte Sie, die Re
n anzunehmen und in deren Sinne zu wirken, dann
in ich feſt überzeugt, daß die Zeit nicht mehr fern iſt, wo

wir auch dieſe heute unter dem äußerſten Zwange ſtehende
Arbeiterkategorie der modernen Arbeiterbewegung zuführen wer
den. (Lebh. Beifall.)

Rudolf- Frankfurt a. M. verweiſt d daß die un
günſtige Lage der preußiſchen Eiſenbahner erſt recht zutage
trete beim Vergleich mit Süddeutlſchland. Weiter ſprachen
Hörſing-Beuthen, Böhle-Spandau, Brückhner-Berlin. Der An-
trag Legien wurde angenommen. Die Landeskommiſſton wird
beguftragt, die Legienſche Rede als Agitationsbroſchüre unter
den Staatsarbeitern verteilen zu laſſen.

Der nächſte Punkt der Tagesordnung iſt:
Gemeindes und Selbſtverwaltung.

Das Referat erſtattete Stadtverordneter Paul Hirſch
Charlottenburg. Er aus

Eine eigentliche Selbſtverwaltung, d. h. eine nur den Lan
desgeſetzen unterworfene und von Weiſungen einer vorgeſetz-
ten Behörde unabhängige Verwaltung der Angelegenheiten der
Bürgerſchaft durch freigewählte Vertreter haben die preußi-
ſchen Gemeinden niemals befeſſen. Selbſt die Städteordnung
won 1808, deren große Bedeutung für die damalige Zeit auch
wir Sozialdemokraten rückhaltlos anerkennen, kannte den Be-
zeit der Selbſtverwaltung mehr dem Namen als der Tat
nach. Jn allen ſpäteren Städte- und Gemeindeordnungen bis
auf den heutigen Tag tritt das Streben immer mehr zutage,
die Rechte der Gemeinden weiter zu verringern, dem Staate
dagegen eine immer größere Machtbefugnis einzuräumen ſo
daß ſchließlich die Magiſtrate nichts weiter ſind als Regie-
rungsorgane, die ſich den miniſteriellen Anordnungen zu fügen
haben, ſelbſt da, wo dieſe Anordnungen offenſichtlich einer
rechtlichen Grundlage entbehren. Wenn man im nächſten Jahre
das Jubiläum der Steinſchen Städteordnung feſtlich begehen
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wiürd, ſo ſollten die Vertreter ber Bourgeoiſte an dieſem Tage
liebor ihr Anllitz verhüllen aus Schum darüber, daß die An-
ſäte der Selbſtverwaltung in Preußen im Laufe eines Jahr
Himderis faſt völlig beſeitigt worden ſind. (Sehr wahr!) Ein
wirklicher Anhänger der Selbſtverwaltung aber muß zur Jahr-
hundertfeier der ten das Gelöbnis ablegen, gegen
die behördlichen und polizeilichen Bevormundungs Verſuche
gegenüber den Gemeinden unabläſſig zu kämpfen und nicht

e u 5 ſee den endlich die I eingeräumt iſt, die aft ihrer Bedeutung zu beanſpruchenhaben (Lebh. Beifoll.) 5
Redner wirft dann einen Rückblick auf die Geſchichte der

Städte- und Gemeindeordnung. Bis zum Jahre 1808 kann
man von einer Verfaſſung der Städte überhaupt nicht reden.
Die Magiſtrate wurden höheren Ortes ernannt, vielfach aus

und Unteroffigzieren, und ſtanden umrer ſtrengſter
zormundſchaft der Regierung. Die Städteordnung von 1808

ging aus dem Streben hervor, eine wirkſame Teilnahme der
Bürgerſchaft an der Verwaltung des Gemeinweſens zu er
zielen, indem man den Städten eine ſelbſtändigere und beſ-ſere Verfaſſung gab. Wie ſehr die Regierung darauf bedacht
war, den Gemeinſinn der Bürger zu ſtärken geht daraus her
vor, daß ſie ſogar eine Art Wahlpflicht einführte. Das Wahl
recht an einen niedrigen Zenſus geknüpft, war aktiv undpaſſiv gleich. Das Dreiklaſſenwahlſuſtem iſt erſt eine Errun-
epkygft der ſpäter einſetzenden Reaktion. (Hört, hört!) Auch
ah die Städteordnung von 1808 ein geheimes Wahl-

recht vor. Die Koritrolle des Staates beſchränkte ſich auf
eine letzte Kontrolle der Verwaltung des Stadtvermögens und
darauf, daß nichts gegen die beſcehenden Geſetze geſchehe,
Schon bald nach Jnkrafitreten der Städteordnung beginnen
die Verſuche, das Aufſich.sracht des S aates zu erweitern und
das Stimmrecht der Bürger ein uſchränken. Die neue Städte-
ordnung vom 17. März 1831 brachte ſchon einen ganz er-
heblichen Rückſchritt. Die Ausübung des Bürgerrechis wurde
an ein höheres Einkommen oder Vermögen als bisher ge-
knüpft, das paſſive Wahlrecht eingeſchränkt und die Abſonde-
rung der Stimmberechtigten nach Wahlbezirken oder Klaſſen
den Städten erlaubt. Der Magiſtrat erhielt ein Aufſichisrecht
über die Beſchlüſſe der Stadtverordneten Verſamm ung und
wurde damit an ihrer Stelle der Schwerpunkt der kommumna-
len Verwaltung. Die Regierung erhielt die Befugnis zur
kommiſſariſchen Beſetzung einer Magiſtratsſtelle im Falle der
Verzögerung einer Wahl, die der Beſtätigung bedurfte und

der Konig wurde befugt, eine Stadtverordneten-Verſamming
gufzulöſen. Von nun an verlieren die Städte eines ihrer
Rechte nach dem anderen. Den vollkommenen Triumph der
Reaktion und der Bureaukratie bedeutet die noch h. ue aül-
tige Slädteordnung von 1853, ein Produkt aus Preußens

ärzeſten Zeiten. (Sehr wahr!) Von nun an bedurften
agiſtratsmitglieder der Beſtätigung und im Falle zwei-

maliger Nich beſtätigung der Wahl durfte der Regierungskom-
miſſar die Stelle kommiſſariſch auf Koſten der S.adt beſetzen,
kurz und gut, die ſtaatliche Bureaukratie feierlke wahre Orgien.
Auch das Verhältnis zwiſchen Magiſtrat und Stadtverord
neten änderte ſich weiter zuungunſten der letzteren, ſo daß
von einem Selbſiverwaltungstecht der Stadtvero dneten Ver-
ſammlung gar nicht mehr die Rede ſein kann. Ein Reform-
verſuch von 1876 ſcheiterte. Wir brauchen ihm keine Tränen
nachzuweinen, da er zwar das Hausbeſitzer-Privileg beſeitigen
und die geheime Wahl einführen woll e, aber am Dreiklaſſen-
wahlrecht feſthielt. Seitdem hat die Regierung an eine Re-
form überhaupt nicht mehr gedacht. An dem Hausbeſitzer-
privileg. das ſie 1876 ſelbſt aufgeben wollte hält ſie heute
gäber feſt als je, weil ſie weiß, daß die Sozialdemokratie da-
urch in der Auswahl ihrer Kandidaten beſch.änkt iſt. Den

Erſatz der offenen Stimmabgabe durch die geheime lehnt ſie
ab, obwohl die öffentliche Abſtimmung, allen illegitimen Beein-
fiuſſungen Tor und Tür öffnet und der Regktion ein Mittel
iſt, Tauſende und Abertauſende von wirtſchaftlich Abhängigen
vollſtänd g zu entrechten. (Sehr wahr!) Ausdrücklich hat die
Regierung wiederholt erklärt, daß ſie zu einer Beſeitigung
des Dr!iklaſſemvahlſyſtems niemals die Hand bieten werde.

Um ſo mehr wird die Sozialdemokratie es als ihre Aufgabe
zu betrachten haben die Maſſen über das ihnen angetane Un-
recht aufzuklären urd dafür zu ſorgen daß ein Sturm der
Entrüſtung die reaktionären kommunalen Wahlgeſetze und mit
ihnen die reaktionären Miniſter und Parteien hinwegfegt.
(Lebbafter Beifall.)

Welches ſind nun die hauptſächlichſten Beſtimmungen, mit
deren Hilfe die Regierung das Selbſtverwaltungsrecht der Ge
meinden illuſoriſch zu machen ſucht? Da ſteht obenan das Be
ſtätigungsrecht, mit deſſen Hilfe die Reaktion politiſch anrüchigeberſeren. mögen ſie auch noch ſo r ſein, von der Ver
waltung der Städte fernhält. Welchen Mißbrauch die Regie
rung mit dem Beſtätigungsrecht treibt, iſt nicht erſt nötig zu
8 ern. Die Fälle Kirchner und Kauffmann t Bände.
(Sehr wahrl!) Sozialdemokraten werden als Mitglieder des
r irete überhaupt nicht beſtätigt. Die Vertreter der größten
polifiſchen Partei Preußens, ſind alſo von den eigentlichen Ver
waltungsgeſchäften ſo gut wie ausgeſchloſſen. Selbſt der waſch-
echte Junker, Freiherr v. Manteuffel, hat ſchon 1876 im Abge
ordnetenhauſe erklärt, daß das Beſtätigungsrecht für Stadträte
u nichts als Widerwärtigkeiten und Gehäſſigkeiten führe undWindherſt hat für das Zentrum und v. Bennigſen für die Na

tionalliberalen genau denſelben Standpunkt eingenommen.
r das preußiſche Dreiklaſſenparlament hat 1876 beſchloſ
ſen, daß wenigſtens die Gründe der Nichtbeſtätigung angegeben
werden müſſen, während heute die Regierung ſich auf jede
Interpellation hinter den Vorwand verſchanzt, daß das Beſtä
tigungsrecht ein Thronrecht ſei, über deſſen Ausübung die
Krone dem Landtage keine Rechenſchaft ſchuldig ſei.

Aber über den Mißbrauch des r r hinaus hat
die Regierung ſich ein ſolches Recht auch da angemaßt, wo es ihr
nach dem Geſetz unmöglich zuſtehen konnte. Die Feigheit des
liberalen Bürgertums, insbeſondere des Magiſtrats der Reichs
hauptſtadt, trifft die, Schuld, daß er der Regierung gegenüber
nicht das nötige Rückhgrat agzrigt und ſie geradezu ermutigt
hat, auf ihrem reaktionären Wege weiter zu ſchreiten. Sie er-
innern ſich, daß 1898 unſer Genoſſe Singer zum Mitglied der
ſtädtiſchen Schuldeputation in Berlin gewählt wurde und daß
daraufhin der Miniſſer BVoſſe ſeinen bekannten Erlaß in die
Welt ſchickte, worin die Unvereinbarkeit der Zugehörigkeit zur
ſozialdemokratiſchen Partei und der Mitgliedſchaft in ſtädti-

Schuldeputationen und Schulvorſtänden betont wurde.
Der Erlaß entbehrt der rechtlichen Grundlage. Schon 1866 hatte
die Berliner Stadtverordnetenverſammlung gegen ſolche Ueber-
riffe der Regierung proteſtiert. Auch 18899 beſtritt ſie dieRetsgültigteit der Verfügung und lehnte anfangs die Vor-

nahme einer Neuwahl an Stelle Singers ab. Aber inzwiſchen
war der Berliner Magiſtrat umgefallen und erklärte die ſtädti-
ſche Schuldeputation plötzlich für ein Organ des Staates. Durch
dieſe Nachgiebigkeit der Bourgeoiſie hat ſich dann die Regie-

rung zu immer neuen reaktionären Schritten drängen laſſen,
und jetzt iſt in dem neuen Schulunterhaltungsgeſetz dieſes Be
ſtätigungsrecht der Regierung geſetzlich feſtgelegt. (Hört, hörtl)

Redner erörtert dann weitere Beſtimmungen der Städte-
ordnung, die der Regierung Krr7 Beſchränkung der Selbſtver
waltung gedient haben, das Verbot an die Stadtverordneten
verſammlung über andere als Gemeindeangelegenheiten e be
raten, die Verpflichtung des Magiſtrats eventl. Beſchlüſſe der
Stadtverordnetenverſammlung zu beanſtanden, die Eingriffe
in das Etatrecht der Kommunen, die ſtaatliche Polizeiwirtſchaft
und ſchließlich den berüchtigten Studtſchen Bremserlaß, der auf
dem Gebiete des Volksſchulweſens in Preußen den unverfälſch-
ten Polizeigeiſt zur unumſchränkten Herrſchaft gebracht hat.
(Sehr wahrl) Wenn man eine wirkliche Selbſtverwaltung ken-
nen lernen will, fährt der Referent fort, ſo muß man ſich ſchon
ins Ausland begeben. Preußen iſt einmal ein Polizeiſtaat und

in einem Volizeiſtaat kann ſich das Selbſtverwaltungsprinzip

nicht durchſehen. (Sehr wahr!) Erſt wenn derden ren Preußen ſiegreich beendet, erſt wenn

ein wirk e Verfaſſungsſtaat iſt mit einer Volksvertretung,
die aus allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlen
aller großjährigen Männer und Frauen hervorgegangen iſt,
erſt dann wird die Bahn ſir eine kommunale tverwaltun
geebnet ſein. (Lebhafte Zuſtimmung.) Und noch ein andere
iſt die notwendige Vorausſetzung der kommunalen Selbſtver-
waltung: die Beſeitigung der plutokratiſchen Gemeindewahl-
geſetze, an deren Stelle das allgemeine, gleiche und direkte Wahl
und Stimmrecht mit geheimer Stimmenabgabe für alle 385
jährigen Gemeindeangehörigen ohne Awerige des Geſchlechts
a treten hat. (Lebhafter Beif.) „Eine freie Gemeindeverfaſ-
ung iſt nicht anders möglich als r ren Wahlrecht

ohne Zenſus.“ Dieſes Wort des alten Demokraten Franz Zieg-
ler, das er 1849 vor ſeinen Berliner Wählern ausſprach, müſſen
wir wieder aufnehmen. (Sehr gutl!l) Der an hat zu
einer Zeit, wo ihn die Furcht vor der Sozialdemokratie noch
nicht ſo beherrſchte wie heute, das Dreiklaſſenwahlſyſtem in den
Kommunen entſchieden bekämpft. Noch 1875 haben Virchow
und Eugen Richter im preußiſchen A a ein Wahl
recht für die Gemeinden gefordert, bei dem nicht der e
ſondern Gemeinſinn und Intelligenz zur Geltung kamen. i
reaktionär und unzuverläſſig iſt inzwiſchen das ehemals frei-
ſinnige Bürgertum auch in bezug auf das Kommunalwahlrecht
eworden! (Sehr wahrl) Wie beim Kampfe um ein gerechtes
andtagswahlrecht iſt auch hier die Sozialdemokratie auf ſich

allein angewieſen. Nir im Rahmen des allgemeinen Be-
freiungskampfes des eußiſchen Proletariats kann ſie den
Kampf für die Selbſtverwaltung der Gemeinden führen. Erſt
wenn Preußen ein wirklich demokratiſches Staatsweſen gewor-
den iſt, kann es uns gelingen, ein demokratiſches Gemeinde-
wahlrecht zu bekommen und nur dann kann das Ziel erreicht
werden, daß der Städteordnung von 1808 vor Augen geſchwebt
hat, den Bürgern eine tätige Einwirkung auf die Verwaltung
des Gemeinweſens beizulegen und durch dieſe Teilnahme Ge-
meinſinn zu erregen und zu erhalten. (Lebhafter Beifall.)

Der Referent ſchlägt folgende Reſolution vor:
Der Kampf um die Selbſtverwaltung der Gemeinden kann

nicht geführt werden losgelöſt von dem allgemeinen Be
freiungskampfe des Proletariats. Vorausſetzung der kommu-
nalen Selbſtverwaltung iſt ein den Forderungen der ſozial-
demokratiſchen entſprechendes Kommunalwahlrecht.
Die Erlangung dieſs Rechtes aber wiederum hat zur Veraus-
ſetzung eine demokratiſche Staatsverfaſſung. Durchdrungen
von der den Gemeindevertretungen die Erfül-
lung ihrer Aufgaben insbeſondere auf ſozialpolitiſchem Ge-
biete zu ermöglichen, macht der preußiſche Parteitag es denGenoſſen ur Pflicht, in dem bevorſtehenden Wahlrechtskampf

auch die Forderung des allgemeinen, gleichen, direkten und
geheimen Gemeindewahlrechts für alle über 20 Jahre alten
Gemeindeangehörigen ohne Unterſchied des Geſchlechts und
der Aufhebung aller die Befugniſſe der Gemeinden einſchrän-
kenden geſetzlichen Beſtimmungen zu propagieren.

Die Genoſſinnen von GroßBerlin beantragen:
Jn den Gemeindevertretungen ſind durch unſere Genoſſen

unverzüglich Anträge zu ſtellen, zur Errichtung von Krippen
und Kindergärten durch die Gemeinden. Die Genoſſen und
Genoſſinnen werden aufgefordert, in eine rege Agitation
hierfür einzutreten.

Ferner ſordern wir, daß die Genoſſen in den Stadtver
waltungen ſchon jetzt mit allem Nachdruck eintreten für die
Heranziehung von Frauen zu öffentlichen Aemtern.

Die Begründung dieſes Antrages durch Genoſſin Weyl wird
mit lebhaftem Beifall aufgenommen.

Nach kurzer Debatte wird die Reſolution Hirſch mit dem
Antrag der Genoſſinnen angenommen.

Genoſſin Zietz- Bielefeld bringt folgende Reſolution zum
Fall Liebknecht ein:

Der preußiſche Parteitag hat mit Empörung davon Kennt-
nis genommen, daß gegen den ſeine Feſtungsſtra n enden
Genoſſen Liebknecht ein Verfahren eingeleitet iſt um ihm die
ernere Ausübung ſeines Berufes unmöglich zu machen, und
i i ftliche Exiſte ichten. Dieſes Verfahresiſt um ſo verwer'licher, als ſelbſt das Reichsgericht die ehren

hafte Geſinnung des Genoſſen Liebknechts bei Abfaſſung ſei-
ner angeblich hochverräteriſchen Schrift anerkannt hat.

Der Parteitag beantwortet dieſs Vorgehen mit dem Gelöb-
nis, den ar gegen die kapitaliſtiſche Ordnung unverſöhn-
lich weiterzuführen und insbeſondere nicht in dem Beſtreben
zu erlahmen, im Sinne und Geiſt des Beſchluſſes des inter
nationalen Kongreſſes zu Stuttgart, durch re Auf
klärung über das Weſen und den Zweck des litarismus,
dieſen als Werkzeug der Klaſſenherrſchaft im Kampfe gegen
den inneren Feind unbrauchbar zu machen.

Dem Genoſſen Liebknecht bekundet der preußiſche Partei
z ſeine Anerkennung und Sympahtie für die aufopferungsvolle mutige Entſchloſſenheit, mit der er vor dem C

den Standpunkt der Sozialdemokratie und damit das Jnter-
eſſe des Proletariats vertreten hat.

Frau Zietz erſucht um Annahme dieſer Reſolution. Die An
nahme der Shympahtieerklärung ſei das wenigſte, was man dem
Genoſſen Liebknecht für ſein mutiges, tapferes und charakter
volles Auftreten vor dem Reichsgericht ausſprechen könne.
(Stürmiſcher Beifall.) Die Reſolution wird hierauf ohne De
batte einſtimmig angenommen.

Singer hält hierauf die Schlußrede. Wir ſind überzeugt,
daß dieſer Erklärung in dem n von Millionen deutſcher
und ausländiſcher Sozialdemokraten Widerhall finden wird.
Dieſe Reſolution bedeutet einen millionenfachen in
Proteſt dagegen, daß es in der bürgerlichen Geſellſchaft un
möglich iſt, die Jnſtitution zu kritiſieren, auf welche ſie ihre
gar aft ſtützt. Unſer Proteſt wird in der ganzen Welt nach
allen, wo Herzen für Freiheit und Recht des Bürgers ſchla
en. (Lebh. Beifall.) Wenn wir dem Genoſſen Liebknecht un
ere Sympathie ausſprechen, ſo geſchieht es, weil wir in ihm,

der ſo tapfer und ſelbſtlos den Kampf geführt hat, den Vorboten
anſehen, weil wir überzeugt ſind, daß die Saat, die er ausge
ſtreut hat, im Sinne der Sozialdemokratie aufgehen wird, weil
wir überzeugt ſind, daß die Sozialdemokratie ſich auch weiter
wie bisher als den ſchärfſten Feind des Militarismus bekennen
wird trotz Reichsgericht, trotz Feſtung und trotz Aberkennung
des Berufes. (Minutenlanger, ſtürmiſcher Beifall.)

Unſee Verhandlungen ſind zu Ende. Wir haben wichtige und
aktuelle Fragen behandelt. Zum erſtenmal haben wir uns mit
der Lage der Staatsarbeiter eingehend Es geſchah
das in der Hoffnung, daß durch eine wahrheitsgetreue, nicht
übertriebene, Punkt für Punkt bewieſene Darſtellung der Lohn
ſklaverei in den Staatsbetrieben die Staatsarbeiter aufgerüt-
telt werden, um ihre Menſchenrechte v fordern. Die Staats
arbeiter müſſen ſich bewußt werden, p. wenn ſie geſchloſſen
Schulter an Schulter ihre Rechte geltend machen, keine Regie
wnsmacht und keine Werkſtättenleiter ihnen in den Weg kre-
ten können. Jhre Macht liegt in der Organiſation. Mankann einige Arbeiter entlaſſen, aber nicht alle. Jch teile die An
ſicht Legiens, daß wir bei einer wirkungsvollen Agitation Ein
gang in dieſen Kreiſen finden werden und ſie zum Kampfe für
die Rechte, die ihnen als Bürger zuſtehen, aufrütteln. (Bei-
fall.) Auf dem Gebiete der Gemein l hat die So
zialdemokratie die große Aufgabe, mit den verrotteten Zuſtän-
den, die dank der reaktionären Städteordnung beſtehen, aufzu-
räumen. Das Hausbeſitzerprivileg, das Dreiklaſſenwahlſyſtem
ſind die Wälle, die wir zu ſtürmen haben. Ueberall müſſen wir
in Rückſicht auf die anbrechende Kriſe beantragen, daß in den
Kommunen Maßnahmen getroffen werden, um der Not vorzu
beugen. Wir haben bereits im Reichstag beſchloſſen, Jnter-
pellationen einzubringen' über die Teuerung der Lebensmittel,
die hohen Kohlenpreiſe uſw. Jn demſelben Sinne müſſen die
Gemeinden jetzt eingreifen zur Linderung der Notlage. Jn
Berlin gibt es zurzeit bereits 30 000 Arbeitsloſe, die um Arbeit

betteln.

Dreiklaſſenwahlſyſtems aufgezogen ſein wird.

e

Hdrii hört Jyn W
Gelegenheit geboten werden, ſich ihr Brot zu verdienen. Wirwerben dann Wieder die be an dar Exe el machen können,

ob die ſoziale le ren ſich ſo viele Gemeinden rühnmen,
waſch iſt. (Beifall.) Mit der neuen Landesorganiſation

ben wir uns eine neue Waffe Wetten für den J
e des Proletariats. Unſgre er enngen ſind beherrſcht
eweſen von der Wahlrechtsfrage. Alle Anforderungen der
ozialdemokratie an die bürgerliche Geſellſchaft finden in

Preußen einen Widerſtand in dem dige Die Schmach
des Dreiklaſſenwahlſyſtems, welches nur denjenigen Wählern,
welche auf dem Geldſack ſitzen, ein Recht gewährt, muß beſeitigt
werden, es muß gebrochen werden, koſte es, was es wolle
(Stürmiſcher Beifall.) Es kommt nicht darauf an, mit der
Feder in der Hand aufzuſchreiben, wie der Kampf bis in ſeine
letzten Konſequenzen geführt werden muß. Die Sozialdemo-
kratie hat immer nach dem Plan gehandelt. Die Situation muß
die Mittel zum Kampf aus ſich ſelbſt heraus bieten. Die wech

Situation wird wechſelnde Kampfmittel uns geben. Der
arteitag hat den unerſchütterlichen Willen alle

zu Gebote ſtehenden Mittel anzuwenden, um den Widerſtand
er Regktion zu brechen. (Stürmiſcher Beifall.) Wir Preu-

ßen wiſſen, welche Opfer es koſtet, den Hauptwall der Regktion
zu ſtürmen. Mag der Kampf aber währen, ſolange er will, mö-
z die Opfer noch ſo ſchwere ſein, wir werden nicht aufhören,
is das Siegesbanner auf den Trümmern des ſchmachvollen

(Minutenlanger
Beifall.) Jm Sinne dieſer Beſchlüſſe mögen die Delegiertenin ihren Wahlkreiſen weiterwirken. Als Leitſtern muß uns
dienen Organiſieret, organiſieret, organiſieret nochmals Die
Organiſation ſoll uns dies Cadres ſtellen. Die Herzen und di
Köpfe revolutionieren heißt die Loſung. Nieder mit der preu
ßiſchen Reaktion. Nieder mit dem Dreiklaſſenwahlſyſtem, nie-
der mit dem Herrenhaus, her mit einem Wahlrecht, das allen
Ständen ihr Recht gibt! Dieſes Gelöbnis wollen wir uns
geben, indem wir in unſeren alten Ruf einſtimmen: Die preu-
siſche, die deutſche Sozialdemokratie, ſie lebe hoch! (Die De
legierten haben ſich begeiſtert erhoben und ſtimmen in das Hoch
dreimal ein.) Dann erklingt der Geſang der Arbeitermar-
ſeillaiſe.

Das gleiche Wahlrecht iſt das a gen,
Jn dem wir ſiegen. Nun wohlan]

Schluß 61 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., 25. November.

Arbeiter Parteigensſſen!
Am morgenden Dienstag finden in ganz Preufzen

große Volksverſammlungen ſtatt, um einmütigen
Proteſt zu erheben gegen die Schmach des Dreiklaſſen
unrechts bei der Landtagswahl, und um das gleiche,
geheime, direkte Wahlrecht zu fordern.

Daß Preußen der Hort der frechſten junkerlichen
Regktion ſein kann, dafz ſein Landtag jedem Fortſchritt
ſich in den Weg ſtellt, daß die gehäſſigſten Arbeiter-
feinde in ihm ſich ungehindert tummeln und Hohn,
Spott und Verleumdung auf die Arbeiterklafſe gießen
können, iſt dem erbärmlichſten aller Wahlſyfteme zu
danken, dem Dreiklaſſenſtyſtem, ſ5 durch diever ſchärft

indirekte Wahl der Abgeordneten durch die Wahl
männer.

Die Arbeiterklaſſe fordert gebieteriſch Vertretung im
preußiſchen Landtage, die Regierung ſieht ein, daß ſie
das ſchmachvolle Geldſacksſyſtem nicht mehr aufrecht
erhalten kann. Die bürgerlichen Parteien möchten
aber bei der unvermeidlichen Keform des Wahlrechts
das arbeitende Volk wiederum betrügen und es bei
einer Scheinreform bewenden laſſen. Von dem Nach-
druck, mit dem die Arbeiter das gleiche, geheime und
direkte Wahlrecht fordern, wird es abhängen, wie weit
ſie die bürgerlichen Parteien zwingen, der Stimme der
Gerechtigkeit Gehör zu geben.

Darum ſoll jeder Arbeiter in den Verſammlungen
erſcheinen. Jeder einzelne muß ſich für das Gelingen
der Proteſtverſammlungen verantwortlich machen. Es
iſt nicht nötig, daß jeder in den Verſammlungen Geld
für Getränke ausgibt. Das Erſcheinen zum Proteſt iſt
allein mafßzgebend.

Arbeiter, Parteigenoſſen! Gorgt für Maſſenbeſuch
der Verſammlungen.

Ungültige Stadtverordnetenmandate
Die Saalezeitung teilt mit, unter den in der dritten Klaſſe

gewählten neuen Stadtverordneten befänden ſich zwei, die ni
wählbar ſeien, da ſie nicht die preußiſche Staats
an Pris eit beſitzen. Wir wiſſen nicht, ob die Mitteilungw. ahrheit beruht. ſt es ſo, wie das u Blatt
ſchreibt, ſo iſt aber jedenfalls ſeine daran geknüpfte Folgerung
falſch, daß dann nämlich eine Neuwahl ſtattzufin habe.
Das würde nicht eintreten, ſondern es würden an Stelle der
beiden Herren diejenigen als gewählt gelten, die nach den als

ewählt Proklamierten die meiſten Stimmen erhalten haben.du würden unſere Parteigenoſſen Albrecht und Güldenberg

ein.

Zurückgezogene Vorlage
Seit drei Wochen befand ſich auf der Tagesordnung der

Sia werardr n der Punkt Regelung von Ungleich
heiten in den Gehaltsverhältniſſen einzelner Magiſtrats-

Wir haben ſchon darauf hingewieſen, daß es ſich
dabei um die völlig unbegründete Erhöhung des Dienſtalters
für nicht weniger als elf Sekretäre handelte, weil dieſe gegen
über den erſt dieſe Oſtern zu Sekretären beförderten Aſſiſtenten
Fern und Zeiſing benachteiligt ſeien. Auf der Tagesordnung
ür die heutige Sitzung befindet ſich dieſer Punkt nicht mehr.

Es iſt deshalb anzunehmen, daß der Magiſtrat die Vorlage
zurückgezogen hat. Das wäre auch das allein 2 denn
die vom Magiſtrat mit dieſer Vorlage verſuchte Belaſtungs
probe für die Gutmütigkeit der Stadtverordneten war denn
doch zu ſtark.

Der bekannte Lackſtiefel-Prozeß,
der nunmehr jahrelang die Gerichte beſchäftigt, ſollte am Freitag wieder vor dem Charlottenburger Schoffengericht zur Ver

handlung kommen. Es klagt der Staatsanwalt gegen den
Direktor der Gartenbau Geſellſchaft, Leutnant a. D. Alfred
Kriebel, wegen Beleidigung des hieſigen PolizeiJnſpek
tors v. Doſſow. Kriebel ſoll einem Jngenieur Paul Meyer
gegenüber in Charlottenburg in Beziehung auf die Parade
ſtieſel-Geſchichte Aeußerungen getan haben, durch die ſich von

ſekretäre.“
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gekränkt fühlte, als Meyer dem PolizeiJnſpektor die3 4 n ſt F
eußerungen wieder mitteilte. Während nun

Reihe Zeugen, mehrere Polizeibeamte von
Termin erſch enen waren, fehlte diesmal der Hauptbelaſtungs
euge Jngen eur Meyer. Es kam zur Sprache, daß dieſer
dann küngſt wegen Beleidigung zu vier Monalen Gefängnis

verurteilt worden iſt und daß er ſeinen Wohnſitz nach Oſte
rode verlegt hat. Auf jenen Hauptzeugen zu verzichten, er
ſchien nicht angängig, obwohl dem Angeklagten hauptſächlich
daran liegt, durch Halleſche Polizeibeamte nachzuweiſen, daß
das, was er dem Herrn von Doſſow bezüglich der Laxſſtiefel
vorgeworfen habe, wahr ſei. Der Vertreter von Doſſows,
Rechtsanwalt Eulenberg, war auch der Anſicht, daß jener
Zeugenapparat notwendig ſei. Andernfalls könnte man ſchließ-
lich denken, Herr v. Doſſow ſcheue ſich, die Stiefel-Angelegen-
heit aufzudecken. Sei doch zu der Verhandlung ſogar ein
Vertreter der ſozialdemokratiſchen Preſſe aus Halle „herbeige-
holt“ worden. Wenn Herrn Rechtsanwalt Eulenberg die An-
weſenheit eines Vertreters der ſozialdemokratiſchen Preſſe in
dieſem Prozeß nicht angenehm iſt, ſo erſcheint das ſehr er
klärlich. Wir möchten dem Herrn aber bemerken, daß wir
uns nicht herbeiholen laſſen, ſondern ſchon allein wiſſen, was
wir im Intereſſe unſerer Preſſe zu tun haben. Auch künftig
werden wir Rechtsanwalt Eulenberg nicht danach fragen, ob
wir über die Stiefelgeſchichte berichten wollen oder nicht.
Hätte man die Sache ſeinerzeit in Halle gründlich aufgeklärt,
dann hätten wir es uns vielleicht erſparen können, einer
Unterſuchung der Lacſſtiefel Angelegenheit nochmals beizuwoh-
nen. Die Verhandlung endete damit, daß der Zeuge Meyer
wegen unenſſchuldigten Ausbleibens zu 100 Mt. Geldſtrafe
verurteilt wurde und die ganzen Koſten des Termins zu tra-
gen hat. Die auswärtigen Zeugen ſollen zum künftigen Ter
mine kommiſſariſch vernommen werden.

eine ganze
ier uſw., zum

Die Vertreter (Generalverſammlungsbeſucher) der Ge-
meinſchaftlichen Ortskrankenkaſſe zu Halle werden anläßlich der
am Donnerstag, den 28. November, ſtattfindenden General-
verſammlung zu einer vorherigen Ausſprache auf denſelben
Abend 7!/2 Uhr nach dem Reſtaurant Weißes Roß, Geiſt-
ſtraße 5, eingeladen.

Gegen die ſtudentiſchen Trinkfitten geht der deutſche
Bund abſtinenter Studenten vor. Zählt der Bund zurzeit
auch erſt knapp 400 Mitglieder in 17 Ortsgruppen, ſo ſchreitet
er doch vorwärts und iſt bereits vertreten an den Univerſi-
täten Berlin, München Leipzig, Bonn, Heidelberg, Jena,
Marburg, Tübingen, Halle, Kiel, Königsberg, Göttingen,Gießen, Freiburg und an den Techniſchen Hochſchulen Char

lottenburg, Stuttgart und Karlsruhe Von der Studenten-ſchaft, von Profeſſoren und von bedeutenden Männern des

öffentlichen Lebens, wie auch von der Preſſe wird von dem
Bunde- Notiz genommen. Vorſitzender iſt zurzeit stud math
Paul Reiner, Heidelberg.

Forderungen aus dem Jahre 1905 verjähren mit dem
31. Dezember dieſes Jahres, ſoweit ſie Gegenſtände oder Leir-
ſtungen betreffen, die nach 196 B. G. B. als Geſchäfte des
täglichen Lebens nicht zum Geſchäfte des Schuldners in Ver-
bindung gebracht werden. Alle derartige Forderungen müſſen,
um nicht der Verjährung einheimzufallen, vor dem 31. n
ber d. J. entweder eingetrieben oder durch eine Handlung
(Klage, Anerkennung der Forderung, Abſchlagszahlung uſw.der Verjährung ent werden. Da wir i mehr weit bis
zu dieſem Termin haben, ſeien Intereſſenten beſonders darauf
aufmerkſam gemacht.

Teure Chriſtbäume werden für dieſes Jahr angekündigt.
Die der unſer Heim ſo kräftig harzduftend durch
ſtrömenden Tannenbäume klagen über die von ihnen an den
Standorten abgeforderten hohen Preiſe und ſtellen damit den
armen Familien, denen es ſowieſo alle Jahre ſchwerer wird, den
Kindern die übliche Weihnachtsfreude zu machen, ein ungün-
tiges Prognoſtikon. Und doch iſt die Jugend der Proletarier-
inder ſchon ſo arm an Freuden, daß man ihnen dieſe unſchul-

dige Freude am Waldesgrün und Lichterglanz mehr als jedem
anderen gönnen möchte.

Bei Verpachtung des Theatercreſtaurants gab der
bisherige Pächter, Herr Karl Meißner, ein Gebot auf 4310 Mk.
ab, während Herr Platz, bisher Pächter der Kröllwitzer Berg-
ſchenke 4500 Mk. bot. Der gegenwärtige Pachtpreis beträgt
4200 Mk., und die Pachtzeit geht mit dem 15. Mai nächſten
Jahres zu Ende. Der Zuſchlag wurde noch nicht erteilt.

Stipendien. Aus der Haaßengier Stiftung ſind am
2. Februar 1908 vier Stipendien zu je 75 Mark an junge
Leute zu verteilen, die den kaufmänniſchen Beruf erlernen.
Zwei müſſen ſich dem Bankgeſchäft widmen und den Berechti-

ungsſchein zum Einjährigendienſt beſitzen. Die beiden andernfinierſtüvungen ſollen an junge Leute fallen, die in ſolchen
kaufmänniſchen Geſchäften lernen, deren Beſitzer ins Handels
regiſter eingetragen ſind. Bewerbungen ſind bis 14. Dezember
unter Beifügung eines kurzen Lebenslaufs und der Abſchrift
d letzten Schulzeugniſſes an Stadtſchulrat Brendel einzu-
reichen.

Fortſetzung der „Jnvalidenkarten“-Reviſionen. Die
Jnvalidenkarten werden in dieſer Woche revidiert am Diens-
tag in den Betrieben der Kuhgaſſe, Meteritzſtraße, Ritterſtraße,
e am Mittwoch in der Schmeerſtraße amonnerstag in Bechershof, Schülershof, Marienkirche, Stein
bocksgaſſe und Trödel.

Ueber die Feſtnahme eines Schwindlers, der auch in
87 ſeinem Gewerbe nachgegangen iſt, wird aus Merſeburgerichtet. Jn der dortigen Filiale der Magdeburger Privat-
bank wollte ein etwa dreißigjähriger Mann 50 Mk. erheben,
die für ihn von der Halleſchen Bankfirma Friedmann u. Wein
ock angewieſen worden ſeien. Bei telephoniſcher Nachfrage
ellte ſich heraus, daß es e um einen Schwindel handelte

und daß der Unbekannte am Tage vorher in Halle auf eine
gefälſchte Quittung bei Friedmann u. Weinſtock hatte 20000 Mk.
erheben wollen.
zahlreiche Ausweispapiere, auf verſchiedene Namen lautend,
abgenommen. Jm vorliegenden Falle hatte er ſich den Namen
Otto Schramm aus Merſeburg beigelegt. Jn Halle ſoll der
Verhaftete ſeiner Logiswirtin mit 15 Mk. nicht bezahltem Koſt-
geld durchgegangen ſein.

Ein öffentlicher Vortrag ſoll Donnerstag abend im
großen Thalia- Saal gehalten werden über den Jrrweg der
ärztlich mediziniſchen Behandlung bei der Zeitkrankheit Neu-raſthente und Nervoſität. Referentin iſt eine Dame, die unter

dem Pſeudonym Hanna Stuart auftritt. Sie iſt die Gattin
eines bis voriges Jahr in Halle tätigen Amtsrichters. Die
Dame behauptet, durch einen hieſigen Nervenarzt grundlos den
Qualen einer 50tägigen Unterbringung in einer hieſigen Nerven-
anſtalt ausgeſetzt worden zu ſein und beklagt bitter die „haar-
ſträubende und gefühlsrohe Behandlung“, der die Patienten
dritter Klaſſe durch ungeſchulte Wärterinnen ausgeſetzt ſeien.
So notwendig die fortgeſetzte öffentliche Beſprechung der
Zuſtände in den Jrrenhäuſern und Nervenanſtalten iſt,
ſo wenig will uns gefallen, daß die Referentin Eintritts-
preiſe von 1 bis 2 Mk. fordert und nur für Mitalieder der
Miſſions- und evangeliſchen Vereine den Preis um 50 Pfg
herabſetzt. Da die Unkoſten und eine angemeſſene Entſchäor
gung für das Referat bei weſentlich niedrigeren Eintritts
preiſen gedeckt werden würden, kann der Eindruck nicht ver
wiſcht werden als beſtehe das „praktiſche Chriſtentume, welchem
die Referintin zu dieuen vorgibt, in der Sorge für den eigenen
Vorteil. Auch der Weg, auf welchem die Vortragende die

ei der Verhaftung wurden dem Unbekannten.

r Zzff von eelenärzten“ alles. Wen ſie damit meint,iſt nicht klar, be e die Verſtaatlichung des Aerzteweſens. die
Anſtellung der Aerzte als Staatsbeamte empfiehlt, iſt eine von
der Sozialdemokratie längſt aufgeſtellte Forderung

Nach alledem iſt es fraglich, ob die Referentin den ſtarken
Zuſpruch finden wird, den ſie erhofft.

Aus dem Bureau des Stadt- Theaters. Die Diens-
tag Abendvorſtellung bringt außer der Macchenoper vonHunperdinck: Sanſel und Gretel ein neues Ballett-
divertiſſement unſerer Ballettmeiſterin, betitelt „Orientaliſche
Tanzbilder.“ Die Jungfrau von Orleans wird am
Mittwoch nachmittag 3 Uhr als volkstümliche Klaſſikervor-
ſtellung zu kleinen Preiſen zum letzten Male gegeben. Abends
7/2 Uhr Zar und Zimmermann

VonAus dem Bureau des Walhalla Theaters.
heute, ren abend ab gelangt das neue Singſpiel Suſanne
im Bade zur Aufführung.

Zirkus Fey, 33377 äle. Auf die heute, Montag abend
ſtattfindende Kabaret Vorſtellung ſei nochmals beſonders hin
ewieſen. Morgen, Dienstag, abend findet unwiderruflich dieetzte und zwar Abſchieds Vorſtellung ſtatt. Der Beſuch zu den

bisherigen Vorſtellungen war ein äußerſt reger.

Bruckdorf, 23. November. Nationale Turnhelden.
Die Schloſſer Wilhelm und Richard Dietrich aus Bruckdorf, letz-
terer jetzt Soldat in Halberſtadt, wollen nach ihren Angaben
vor Gericht als Mitglieder des Deutſchen Turnerbundes viele
Anfeindungen von Arbeitern, namentlich von Mitgliedern des
Freien Turnerbundes, zu erleiden gehabt haben. „Unaufhör-
lich“ wollen ſie als „nakional“ gehänſelt und veralbert worden
W Jm Auguſt kam es auf einem Tanzſaal zu Tätlichkeiten.

ichard will von mehreren Arbeitern angegriffen und verhauenworden ſein Sein Bruder Wilhelm kam hinge und beide miß-

handelten n mit mehreren nicht ermittelten „Na-
tionalen“ die Gegenpartei, Perpenti einen Schachtarbeiter.
Dann drückten ſich die „Tapferen“ egen Mißhandlung des
letzteren hatten beide Anklagen wegen gefährlicher Körperver-
letzung erhalten Amtsanwalt wie Gericht ſahen jedoch die
nationale Tat als Notwehr an. Beide Angeklagten wurden
daher antragsgemäß freigeſprochen. Den Nichtnationalen möch-
ten wir nicht raten, ſich eine derartige Notwehr zu leiſten.

StadtTheater.
Siegfried. 2. Tag der Trilogie. Es iſt bedauerlich, daß die

Trilogie nicht in J e gebracht wird, da doch ſo viel-
r mit dem Rheingold begonnen wurde und eigentlich die
Aufführung der Walküre folgen mußte. Jm Rheingold ſind
die Grundmotive enthalten. Von hier gehen die Fäden und
Gedankengänge aus, ſo daß das eine das andere ergibt. Jſt auch
jedes Werk der Trilogie in ſich abgeſchloſſen, ſo trifft dies am
meiſten in Siegfried zu, Handlung und Aufbau ſind einheitlich
und abſchließend Die Jdee die im Rheingold vorhanden und
ſich durch die Trilogie hindurch t erklingt auch im Siegfried
Der Ring bringt wohl ſeinem Beſitzer Reichtum und Herrſchaft,
aber auch Verderben und Tod Alberichs Fluch erfullt ſich, das
Ende der Götter naht die Herrſchaft Wotans zerſplittert vor
dem Helden Siegfried So ſind zwei Motive in Handlung und
Muſik. das tiefe, tragiſche Geſchick der Götter und die ſtrahlende,
iuger re Kraft Siegfrieds

Siegfried, der Sohn Siegmunds und Sieglinden, iſt von
Mime großgezogen worden Ein jugendlicher Held, der im
Walde umhertummelt und von Kampf und Sieg träumt. Mime
ſoll ihm ein Schwert ſchmieden; doch. wieviele er auch ſchmiedet,
alle taugen nicht der Kraft des Helden, ſie brechen entzwei. Da
entdeckt Siegfried das zerbrochene Schwert Notung, daß Mime
verwahrt hat und ſchmiedet ſich ſelbſt das Schwert. Funken
ſprühen unter den gewaltigen Schlägen, fröhlicher Geſang be
Frite die Arbeit und bald hält er die neugeſchafſene Waffe in
er Hand. Als r Kraftprobe ſpaltet er den Ambos mitten

durch. Tief im Walde, in felſiger Kluft bewahrt Fafner als
Drache den goldenen Nibelungenhort. Der ruheloſer Wanderer,
Wotan, ſchreitet an der Höhle vorüber und ratet Fafner, auf der
Frt zu ſein, denn ſein Ende ſtände ihm bevor. Da erſcheint

ungSiegfried, erfreut ſich am eſwyz der Vögel und hell er
klingt der Ruf ſeines Hornes Fafner erwacht und ſtürzt ſich
auf den Helden, doch im ſtarken Kampfe erſchlägt z den
Drachen. Durch den Genuß des Drachenblüte wer t er die
Sprache der Wege ſie erzählen ihm, daß er der Beſitzer des
Nibelungenhortes iſt und warnen ihn vor Mimes Argliſt. Die-
ſer will Siegfried vergiften und ſich des Schatzes bemächtigen,
doch muß er ſeine Tücke mit dem Tode bezahlen. Weiter er
a ihm der Waldvogel von der ſchlafenden Brünnhilde undfü rt den Helden zu den flammenden Felſen. 977 tritt Wotan

Siegfried entgegen und verwehrt ihm mit dem Götterſpeere den
Weg, allein Siegfried zerſchlägt den Speer und damit iſt auch
die Macht Wotans dahin. Siegfried dringt durch die feurige
Lohe, die vor ihm und erblickt auf dem Felſen die
w. Brünnhilde Von ihrer Schönheit betroffen, wagt er
ie nicht zu berühren. War er bis jetzt furchtlos, ſo erfährt er
hier, was Furcht iſt. Doch überwindet er die a v und
erweckt Brünnhilde von dem langen Schlafe. Beide geſtehen
ihr ihe Begehren und ſelige Liebe vereint das Paar.

Die Aufführung war eine durchaus lobenswerte. Herr Ka
pellmeiſter Mörike, noch von der Rheingold- Aufführung als
tüchtiger Wagner-Dirigent in beſter leitete auch
eſtern abend den Siegfried mit Kraft und Ausdruck. DieGeſandte ſtellung war eine volle und abgerundete Leiſtung und

verdient hohe Anerkennung. Die Hauptrolle ſtellte große An
forderungen an Stärke und Ausdauer der Stimmittel. Herr
Gogl wurde dieſen Anforderungen gerecht, ſeine Stimme
klang bis zum letzten Akt kräftig und zeigte keine Ermüdung.
Auch die Verkörperung des jugendkräftigen, ſorgloſen Helden
traf er richtig. Herr Landorh hatte die ſo ſchwierige und
undankbare Rolle des Mime inne und führte ſie auch mit vielem
Geſchick durch, zumal berückſichtigt werden muß, daß er ſie zum
erſtenmal te. Den Wanderer ſang Herr Frank, ſein
prächtiges Organ kam in der Wotanpartie zur vollen Geltung.
Die Stimme des Waldvogels ſang Fr. v. Boer. Nicht zu ver
eſſen iſt der Alberich des Herrn Raven, der den rachſüch-
igen Charakter des Zwerges richtig zu treffen wußte. Doppelte

Anerkennung gebührt ihm, da er noch die Regie der Oper über-
nommen hatte. Frl. Agloda ſtellte Brünnhilde dar, ihr Ge
ſang war gut, das Zuſammenſpiel mit Siegfried wirkungsvoll,
ſo daß der letzte Akt einen glanzvollen Abſchluß der Oper er-
zielte. Das Haus war gut beſucht und nicht endenwollender
Beifallſtürme belohnten die Leiſtungen der Künſtler. x

Hus den Hachbarkrefſen.
Achtung, Arbeiter von Paſſendorf!

Da es uns infolge des Lokalmangels am Orte nicht möglich
iſt, am Dienstag eine Proteſtverſammlung gegen das Drei
klaſſenwahlunrecht zu veranſtalten, ſo erſuchen wir alle Arbeiter,
an den Proteſtverſammlungen in Halle teilzunehmen.

Die Diſtriktsleitung.
Das „rote“ Aergernis.

Dem Konſum und Bauverein Mücheln ging am letzten
Freitag folgendes Schreiben zu:

Sie haben vor einigen Tagen gelegentlich des Richtesfeſtes
Jhres Vereinshauſes im Gehöfte auf dem weſtlichen Giebel
desſelben einen Kranz mit roten Schleifen angebracht, wo
durch öffentliches Aergernis erregt worden iſt.

Auf Grund des S 59 der Kreisordnung vom 13. Dezember
1872 und 19. März 1881 (folgen noch mehrere Paragraphen)
ordne ich hiermit an, daß Sie den oben erwähnten Kranz

Welt von der der Nervoſität befreien will, iſt verfehlt. innerhalb drei Stunden von dem Vereinshauſe entfernen,
widrigenfalls derſelbe auf Jhre Koſten hinweggeſchafft wer
den wird.

Dieſe Anordnung wird für ſofort vollſtreckbar erklärt, da ſie
ohne Nachteil für das Gemeinweſen nicht ausgeſetzt werden

kann Der Amtosvorſteher
Rotes Tuch iſt ja von jeher ſchon gefährlich geweſen. Trut
hähne und Ochſen werden wild. wenn ſie es ſehen und in
Mücheln erregt es öffentliches Aergernis Nun ja, wir wollen
zugeben, daß dieſe Farbe manchen ehrſamen Staatsbürger in
Raſerei verſetzen kann, das iſt aber auch dann der Fall, wenn
neben dem Rot noch Weiß und Schwarz liegt. Allerdings iſt
Raſerei und Raſerei ein gewaltiger Unterſchied. Beim nächſten
Male werden die Konſumvereinsmitglieder ſchwarze Flaggen
aufſtecken, dann wird wohl kein öffentliches Aergernis erregt
werden. Daß die amtsvorſteherliche Anordnung nicht ohne
Nachteil für das Gemeinwohl ausgeſetzt werden konnte, geſtehen
wir auch ohne weiteres zu. Was ſollte beiſpielsweiſe der
Amtsvorſteher beginnen, wenn im Orte plötzlich der Rotkoller
ausgebrochen wäre? Dampfſpritzen zur Abkühlung ſtehen hier
leider nicht zur Verfügung Die drei Stunden waren lange
verfloſſen, der Kranz mit den Schleifen blieb oben! Er wi d
auch ſolange oben bleiben, bis die Naumburger Artillerie ihn
herabſchießt!

Merſeburg, 24. November. (E. B.) Die Proteſtver-
ſammlung gegen das preußiſche Dreiklaſſenwahlrecht findet
hier umſtändehalber erſt am Sonntag, den 1. Dezember
ſtatt Als Referent iſt der Genoſſe W. Wittich- Leipzig ge-
wonnen. Dienstag, den 26. November, abends 8 Uhr findet
die Generalverſammlung der gemeinſchaftlichen Orts
krankenkaſſe im Herzog Chriſtian ſtatt. Zur Ergänzung
des Vorſtandes ſind von deu Arbeitnehmern 4 neue Vorſtands-
mitglieder zu wählen. Es iſt deshalb ſehr notwendig, daß die
Vertreter der Arbeitnehmer recht zahlreich, möglichſt voll-
zählig, erſcheinen und werden die Genoſſen deshalb erſucht,
alle ihre Vertreter zum Beſuch dieſer wichtigen Generalverſamm-
lung zu verpflichten. Aus dem Vorſtand ſcheiden aus: Brauer
Mollnau und Böttcher Müller. Erſatzwahl findet ſtatt für den
verſtorbenen Schloſſer Voigtländer und dem Schmied Kämpf,
der ſein Mandat niedergelegt hat.

Stadiverordnetenwahlen in unſerem Verbreitungsbezirke.

Merſeburg.
Die Stadtverordneten- Stichwahl findet Montag,

den 9. Dezember, von vormittags 9 Uhr bis nachmittag
2 Uhr in derſelben Weiſe ſtatt, wie bei der Hauptwahl. Zur
Stichwahl ſtehen unſere Genoſſen Röder und Juliſch mit
dem Schloſſermeiſter Frauenheim und Oberlandesſekretär Krüger.
Wenn wir nun diesmal den Sieg erringen wollen, müſſen alle
Arbeiter nnermüdlich agitieren und ihre Kollegen und
Genoſſen aufmuntern. Es kommt auf jede einzelne Stimme
an, wie der Fall Schkeuditz wieder beweiſt.

Bitterfeld.
Unterlegen

ſind hier J Genoſſen bei den Wahlen der dritten Abtei-
lung. Die Gegner erhielten 280--257 Stimmen, die Genoſſen
Blum, Nießner und Plötz nur 176, 163 und 161. Unter
den Gewählten befindet ſich auch ein Arbeiter Max Schröder.
Gewählt haben nur 283 Prozent der Wahlberechtigten.

Kus dem Keiche.
Berlin. Eiſenbahnerlos. Auf dem Stettiner Bahn

hofe wurde der Weichenſteller Toensky von einem Vor
übe W Beide Beine wurden ihm vom Körper e
o er bald darauf an ſeinen Verletzungen ſtarb. Der

lüchte hinterläßt eine zahlreiche Familie.
S errat militäriſcher eheimniſſe. Vorder vierten Straſtammer des Landgerichts J hatte ſich am

Sonnabend der vielfach vorbeſtrafte Vorarbeiter Häußner zu
verantworten, weil er ſich erboten hatte, militäriſche Geheim-
niſſe an das franzöſiſche Nachrichtenbureau in Paris zu ver
raten. Der Angeklagte hatte es verſtanden, ſich in Kiel eine
Stellung als Ingen eur zu verſchaffen und hatte dunch n
Stellung Kenntnis über die Details der Küſtenbefeſtigung, d
Lage der Minen uſw. erhalten und wollte dem franzöſiſchen
Rachrichtenbureau eine wertvolle Generalſtabskarte liefern.
Bevor aber nach Paris vreiſen konnte, um in end-
gültige Verhandlungen mit dem Spionagebureau zu treten,
wurde er auf dem Bahnhof verhaftet. Das Gericht verurteilte
ihn zu 114 Jahren Gefängnis, drei Jahren Ehrverluſt und
Stellung unter Polizeiaufſicht.

Breslau. Einen Muttermord verübte der 17jäh-
rige Schreiber Georg Szabor in Konychau bei Namslau.

zabor hatte im Gaſthauſe r Geld verſpielt und hierauf
von ſeiner Mutter neues Geld gefordert. Als dieſe es
verweigerte, erwürgte er ſeine ter. Beim Verſuche, die
Leiche im Garten zu vergraben, wurde er beobachtet und ver
haftet.

Weißwaſfſer (Schlefien). Familientragödie. Der
öpi t änſel ertränkte ſein fünfjähriges Töchterchen,Esunchen und ſchließlich i ſelber in einer

mit Waſſer gefüllten Grube.
Anklam. Vatermord am Hochzeitstage. Der Ar-

beiter Rieſch erſtach ſeinen Vater, weil dieſer Vorwürfe
wegen ſeiner am Vormittag erfolgten ſtandesamtlichen Trauung
mit einem von auswärts ſtammenden Mädchen gemacht hatte.
Der Mörder wurde verhaftet.

Frankfurt a. M. Kindesmord aus Angſt dor dem
Ehemann. Jn dem Hauſe Sandweg 58 wurde in einem mit
Aſche, gefüllten Kaſten die verweſte Leiche eines zwei Jahre
alten Kindes gefunden. Die Unterſuchung ergab, daß die in
dem Hauſe wohnende Ehefrau Merkel aus Angſt vor ihrem
Manne ihr uneheliches Kind Anfang Auguſt, 14 Tage vor ihrer
Verheiratung, getötet, und auf die oben geſchilderte Weiſe ver
ſteckt hatte. ie Frau wurde verhaftet und legte ein offenes
Geſtändnis ab.

Duisburg. Eine geborſtene Ordnungs ſäule.
Nach Wechſelfälſchungen in Höhe von einer halben Million iſt
der Stadtverordnete und Obermeiſter der Fleiſcher Jnnung
Johann Marix flüchtig geworden. Es iſt das Gerücht ver
breitet, daß er Selbſtmord begangen habe. Jn Duisburg
herrſcht große Aufregung, da viele Fleiſcher durch die Unter
ſchlagung ruiniert ſein ſollen.

Vermiſchtes.
Neue Erdſtöße werden aus Kalabrien gemeldet: Jn

Ardore vegrub ein zuſammenſtürzendes Haus fünf Verſonen,
die mit Hilfe des Bürgermeiſters und von Soldaten gerettet
werden konnten. Jn Gerace flüchteten die Menſchen aus ihren
Häuſern in den kalten Regen hinaus. Es fehlt an Unterkunft
für die Unglücklichen.

Einkurz eines Neubaues. Jn Kroiſeneck bei Laibach
wurden(Oeſterreich) ſtürzte ein Neubau ein. Zwei Ar

getöter, zwei verwundet



Durch eine Expiofton in einer Weberei z Lille wurden
zahlreiche Arbeiter getötet und verwundet. Die Fabrik wurde
2 500 Arbeiter ſind dadurch brotlos geworden.

Automobiliſten Roheit. Jn der Nähe der Stadt Arad
(Ungarn) ſtieß ein Automobil mit einem Bauernwagen zu
ſammen, auf welchem ſich 4 Perſonen befanden. Der Wagen

erde r wert Figner r de vierte We a utomobil ſetzte in raſendem Tempo ſeine rtfort, ohne ſich um die Verunglückten zu kümmern.

Gersammlungs-Anzeiger.
Jn vorliegender Nummer werden folgende Verſammlungen

bekannt gegeben

Halle. Proteſtverſammlungen, Fenktag 26. November.
Jnnungs-Krankenkaſſe der Schneider (Zwangsinnung),

Donnerstag, 28. November.
Bockwitz und Umgegend. Proteſtverſammlungen:

Sonnabend, 30 November, in Grünewalde;
Sonntag, 1. Dezember, in Bockwitz;

„Sonntag, 1. Dezember, in Mückenberg.
Mückenberg. Bergarbeiter, Sonntag, 8. Dezember.
Grünewalde. Bergarbeiter, Sonntag, 8. Dezember.

e i tz. Proteſtverſammlung, Dienstag, 26. November.
eißenfels. Proteſtverſamml., Dienstag, 26. November.

Naumburg. Proteſtverſamml., Dienstag, 26. November.

immer tollere Formen an.

Naſis verlangten.
Mailand, 25. Novbr.

endgültig zu entlaſſen, wenn
dingunglos aufgenommen iſt.

Nürnberg, 25. November.
wurde erſtochen aufgefunden.

Berlin, 25. Novbr.

Ein blutiges Ehedrama

Telephoniſcher Spezialdienſt des VBolksblattes.

Rom, 25. November. Die Naſi Affäre nimmt auf Sizilien
Jn Trapani fand g eine

Volksverſammlung von 10000 Perſonen ſtatt, die die Freilaſſung

Der Streik der Straßenbahn An
geſtellten dauert fort. Die Direktion droht alle Angeſtellten

bis morgen die Arbeit nicht be

Der 25 jährige Arbeiter Backof
Vom Täter fehlt jede Spur.

etzte Nachrichten.
Die ſozialdemokratiſche Aktion gegen

das preußiſche Dreiklaſſenwahlrecht hat am geſtrigen Sonntage
mit einer Maſſen verteilung von Flugblättern in
Berlin und den Vororten eingeſetzt.

ſpielte ſich geſtern vormittag im
Hauſe Kleine Andreasſtraße 88 ab. Dort gab die 26 Jahre
alte Frau des Tiſchlers Hermann nach einem Wortwechſel auf

ien
Batreuth, 25. November.

war, während er ſelbſt der

vereins als
iſt dazu kein

dem 21. Lebensjahre.

müſſen Sie zahlen.

e 8r S k e

Mann vier e ab und verwundeteDie Zuch Wuree verhaftet. v
Der bekannte Baritoniſt und

Kammerſänger Theodor Bertram hat ſich geſtern früh, vermut
lich in einem Anfall von Geiſtesſtörung, erſchoſſen. Bertram

dem Untergang des Dampferslitt, ſeit dem ſeine Frau bei
Berlin am 21. Februar d. bei Hoek van Holland ertrunken

at aſtrophe durch einen Zufall ent
ging, unter ſehr ſtarker ſeeliſcher Devreſſion.

Brieſkaſten der Redaktion.
reppin. Erſuchen um Nachricht, ob die Bilanz des KonſumS 7 nſerat erſcheinen ſoll. Jm redakckonellen Teile

latz vorhanden.
Zörbig. Hier liegt keine unbeantwortete Anfrage aus Jhrem

te vor.Teuchern. Erſt bei Erlangung der Großjährigkeit, alſo mit

Weißenfels. Gewerbliche Arbeiten ſind Sonntags auch
vor der Kirchzeit verboten. Werden Sie angezeigt, ſo

Verantwortlicher Redaktenr: Walter Leopoldt in Halle.

Puppen-Köpke
prachtvolle Ausstellung

von 220 roirenden Puppen Köpfen von
25 Pfg. bis 10 Mk. in den Schaufenstern des

Seiten Einganges
Besichtigung hötl. erbeten.

C. F. Ritter, cpnuenhae 90.
Mitglied des Rabatt-Spar- Vereins.C

Naumburg
Dienstag d. 26. November abends S Uhr

und

Halle
a. 8. II.

i Nnzüge, Kosen
damenkostümes

welche sich in allen Farben und Längen an-
samweln, worden zu billigsten Preisen verkauft.

Lelpriger-
strasso 87.BlKan,

für junge Hausfrauen und

Zu beziehen durch die

öffentliche Proteſtwerſammlung

Tagesordnung Preußen, ſein Landtag und das
Dreiklaſſenwahlrecht. Referent: Gen. Franz Schmidt- Leipzig.

Arbeiter, beſucht in Maſſen die Verſammlung.

Entree 10 Pfg. Der Einberufer.
Aue-Avlsdorf-Zungenberg.

Die hieſigen Genoſſen beteiligen ſich an der am
26. November in Zeitz ſtattfindenden
r Protest-Versammlung.

Innungr-Krankenkasse der Schneider-

Zwangs-Innung in Halle g. S.
Dounerstag, den 28. Nov. abends 9 Uhr

Cenerdl-Perxummlune
in Kautzſch's Reſtaurant, Martinsberg 6.

Tagesordnung:
1. Ergänzungswahl des Vorſtandes.
2. Wahl der Rechnungs-Prüfungskommiſſion.
3. Feſtſetzung der Entſchädigung für den Vorſitzenden nach 8 41.

4. Verſchiedenes. Der Vorſtand.
Oeffentlicher Vortrag

von Frau Hannna Stuart (Pſeudonym)
am 28. Nov. abds. S Uhr im groß. Saale d. Thalia Theaters
über: Der Irrweg der ärztlich-medizinischen Behundlung

de Wer Zeltkrankhelt Neurasthenie und Hervosltät.“
Dieſelbe erklärt an der Hand verſönlicher Erfahrungen und

Erlebniſſe als eine Krankheit des inneren Lebens, eine Krankheit
des Herzens und der Seele.

intrittskarten zu 2.00, 1.50 und 1.00 Mk. im Vorverkauf
in der Npchhan ding von Anton, Alte Promenade und an der
Abendkaſſe. Für Mitglieder fragl. Vereine 0.50 Mk. Ermäßigung.

übsche reich
in Ausstattung! Unerrelcht in Qualltät!
Medrig im Preis sind unsere welt-
bekannten, vielfach prämiierten

„Areiepgig' Nähmaschinen

für Familien und Damenschneiderei, so-
sowie Gewerbe. 6 Jahre Garantie für
Materlal und Arbelt. Verlangen Sie
unseren Hauptkatalog, derselbe wird
Ihnen sofort umsonst, portofrei und ohne

h Kaufzwang zugesandt.
Peutsche Wakten- und
Fahrrud-Fubriken,d dJ ßreiensen 616.
Abteilung: Mähmaschkive-X

S

t

2es

ainder haben keinen Zutritt.

Gone Ahschiett- fortan

4

Merla nd r die ine nuniieeortlich: Auguſt Groß

Wieder nen erſchienen:

Beruf der Hausfrau und Mutter.
Ein unentbehrlicher Ratgeber

Mütter in allen Angelegen-
heiten des Hausweſens, der Ernährung, Erziehung nnd

Geſundheitspflege der Kinder.
Mit einem Anhang:

Ausführliches, praktiſches und einfach bürgerliches

Kochbuch.
Von Clementine Horn, Preis 1 Mk.

Volksbuchhandlung, Harz 42/43.
Staudt- Thenter Halle

Direktion: Hofrat M. Richards

Dienstag d. 26. Kovembecr:
71. Ab.- Vorſtellung 3. Viertel.

Umtauſchkarten gültig.

Hänsel und Gretel.
Märchenoper in 3 Akten von
Adelheid Wette Muſik v. Engel-

bert Humperdinck.

Hierauf:
Zum 1. Male:

Orentallsche Janzdülder.

Balletdivertiſſement in 1
von Adele Stahlberg-Wieſt
Muſik von Alfred Wiggert.

Anf. 76 Uhr. Ende geg. 10/2 Uhr.

Mittwoch d. 27. November
Nachmittags 3 Uhr:

Volxgtümliche Klassiker Vor-
stellung bei Kleinen Preisen.

Die Junegfrauu orleans
Romantiſche Tragödie

in 5 Aufzäügen und 1 Vorſpiel
von Fr. v. Schiller
Abends 7 Uhr:

72. Ab.- Vorſtellung. 4. Viertel.
Umtauſchkarten gültig.

Ozar u. Zimmermann.
Komiſche Oper in 3 Akten

von Albert Lortzing.

Kalsersäle.
Der

moderne Kinematograph.

heute, Montag, abend

Grofze

Cabaret-
Vorstellung.
Nur für Erwachsene,
Damen und Herren.

Dauer der Vorſtellung
25 Stunde.

Anfang 8/4. Ende gegen 11Ahr.

Dienstag abend:

Hochachtend

Dir. H. Foy.

ſah ſun
Jeden Abend s Ubr:

G Harnlsch,
der wirkiche Kom ker n den

Walhalla Snospielen.

Neues Singsplel!
Luxanne in Badee.,

LIachen ohne Ende.
Ausserd das Abrige brillante
Sperialtäten Programm.

Jeden Mittwoch nachm. 4Dhr:
Vorst. nur lab. I atograpalen
mit stets weohbselnd. Progr.
Erwachs 20 Pf, Kind 10 Pf.

Ab 1 Dez 1907
Gastapiois

Mizi Gizi
vom Wintergarten, Berlin.

Ab Dezember 1907
Gastapiel

le Walter Schreiber
v. Met ropol-Theator, Berlin.

Apollo Tee
Direktion Gustav Poller.
u ind wenlee Tage

s Kaufmann
Die goldne Eun

3 Olttlneton
ba er Mnvherduns
u. das Gölner Burlesken-En-
semble mit

Lemoine,
dem beſten rheiniſchen

Burlesken-ſtomiker.
Dieses wirkliche

I

muss man unsenen!

r Ausverkauf.
Carnierte u. ungarnierte

Damenhüte Winterhüte,
Kapotten, Spitzen, Puppen
und vieles andere mehr.

j. Geschke, ſadebonett. punt

Huctenbonbon,
tägl. frische Fabrikation, empſießkt

Pfd. zu 10 Pfg.

Fr. Donner,
Gr. Steinstr. 68.
Leipzigerstr. 65.

Geiststr. 64.
Gelegenheltskuut!

Prachtvolle Federbetten nur
15 Mk., Bettſtellen 12 Mk., Ma
tratzen 8 Mk., Stoffſofas 38 Mk.,
h chſofas 48 Mk., Tiſche 8Mk.,

tühle 3 e Küchenmöbel,
Bilder reiſchwinger Uhr
Teppich, Plüſchgarnitur ſtaunend
billig verkauſt
S. Rovenbere, Gebstetr. 21,

u

m günſtig. Weihna z
beſter Kage und ſchöner anſchkieß.
Wohnung, jährl. Geſamtmiete nur
1000 2uk., ganz beſond. Umſtände
halb. geg. Kaſſe ſof. verkäufl. Zur o
Uebern. d. Beſtände u. Einrichtg.
za. 1600 M. erford. Vermittl. verb.

unt. D. 10057 an Haaſenſtein
K Pogker, A. G., Halle a. S erb.

Hierdurch erlaube ich mir er-
gebenſt anzuzeigen, daß ich am
heutigen Tage eine

blaver Reparatur Werkstatt

mit Glas Verkauf
im Einzelnen u. an Private

eröffner habe.
Alle Reparaturen werd. ſchnell

und billig ansgeführt.
Karl Heudert, WMhehorerstr. 37.

Veuchern Achtung Jeucherm.

Den Mitgliedern des hieſigen
Konſum Vereins zur Kenntnis,
daß ich von jetzt an

flech- und Warztwaren
gegen Marken verabfolge.

Otto Petsch, Flelschermeister.

Kaufe gbr. Nähmaſch. u. Schuhw.
Fiſcher, Zeees, Neumarkt 25.

Welclenearten,
Jangerhausen.

Jeden Dienstag
Raffeeränzchen u. SRatabend.

Morgen DienstagJ Schlachtefeſt.
O. Burghardt.,
Bernburgorst. 14.

Khſa DienstaW. Khlochtet
Hagen. Brüderstr. 92.

Morgen Dienſtag Schlachtefeſt.
Zeit. 4dert Danier. Parfkſtr.
Welhnuchts-Prämle

kür unsere Ahonnenten!

Wir ſind in der angenehmen Lage,
unſern Leſern in dieſem Jahre

ferüinand Freſß raths

ämiche Werke

in 3 elegant. Leinenbänden
Preis 3.50 Mark

nach außerhalb Porto zuzüglich
(bisheriger Preis 5,00 Mk.)

abgeben zu können

Juden. Sunenride
(ſogenannte Hausſegen)in of Auswahl eingerahmt

und loſe
4.25 M. 2.00 M.empfiehlt dieVolksbuchhandlung,

Harz 42/43.

Die Oahl-Lüeen
der hürgerl, Partelen.

Hauptfächlich für Referenten.
Preis 2 Mark.

Volks Buchhanälung.
pfakkenspiegel.

Hiſtoriſche Denkmale des Fangtis-
mus in der römiſch- katholiſchen

Kirche.
Von Lorvin.

10 Lieferungen à 30 Pf.
Geb. 4 M.

Beſtellungen nehmen entgegen
alle Austräger ſowie die
Volksbuchhaudlung,

Harz 42/43.
R Sabisea.Wir gratulieren unſerm Karze

raden 01t0 Kipping zu ſeinem
32. Wiegenfeſte. g
Lieber Otto, du ſollſt leben
Und zwar noch recht lange,
Wirſt Du auch einFäßchen geben?
Uns iſt's davor nicht bange

M. G. P. W. I.
Standesamtliche Rachrichten.

Halle-Süd. Steinweg 2, 23. Nov
Anfgeboten: Fleiſcher Haſe

und Eliſabeth Hohmann (Raffi-
nerieſtraße 5). Schloſſer Wölfer
und Jda Schmidt (Spitze 5 n.
Kuhgaſſe 9). n ebert
und Klara Lücke (Halle a. S. u.
Delitzſch). Brennereiverwalter
Greiſer und Antonie Werner
Halle a. S. und Költſchen).
Bäckermeiſter Kühne und Eliſa-
beth Gröllmann (Brehna und
Landsberg). Arbeiter Jähne u.
Marie Kalleder (Stötteritz).
Eheſchlieungen: Arbeiter
Schütze und Luiſe (Raffinerieſtraße 17 u. Schmidtſtr. 20).
Monteur Sawaloch und Paula
Ritter (Jakobſtr. 44 u. Schwetſch
keſtraße 7). Geſchirrführ. Krem
ling und Berta Peter (Martha-
ſtraße 17). Schneider Kamenik
und Anna Pilz (Taubenſtr. 28).

Geboren: Arbeiter Renning
T. (Ludwigſtraße 14). Arbeiter
Fauſt T. (Thüringerſtraße 31).
Arbeiter Voeſack S. (Gerber-
Vr 13). aſtwirt Petraſchk
Sohn (Große Märkerſtraße 20).
StationsAſſiſtenten Freyberg
S. (Freiimfelderſtraße 14). Kon
ditor Laß Sohn (Mkerſeburger-
ſtraße 161).

eſtorben: Arbeiters Hanne-
mann T., 8 J. (Kleiner Sand-
berg 19). Arbeiters r T.,
3 J. (Zwingerſtraße 17). Geſch.

enriette Glocke geb. Weber aus
berTeutſchenthal, 63J.(Klinih.

Schuhmacher Sommerlatte, 84J.
(Beeſenerſtraße 10). Schloſſers

S 3 M. (Volkmqnn-traße 17). Witwe Emilie ler
geb. Schmidt, 74 J. (Klausberg-
ſtr. 5). Metalldrehers a
S., 7 M. (Raffinerieſtraße 85).
HalleNord, Burgſtr. 88, 28. Nov.

Aufgeboten: Schmied
und Emilie Schnadel (Harz
Kaufmann Schaaf u. Margar
Schöbe (Bernburgerſtraße 8 u
Belfortſtraße 1b). Fleiſcher Kun
und Emma Sommer (Breiteſtr.
und Geiſtſtraße 589). Schloſſer
Klemm und Marie Rudolph
(Fleiſcherſtraße 13 und Reil-
ſtraße 1209).

Eheſchließungen: Arbeiter
Perlich u. Anna Kuhnt (Delitza. V.
und Seydlitzſtraße 8). Sattler
Märtens und Henriette Kretzſch
mar (Bennſtedt u. Schleifweg 5).
Zeichner Reuter u. Anna Torge
Ankerſtraße 12 u. Schulberg 14).

Geboren: Arbeiter Freimuth
T. Ferner hraß Dreher
reren (Gr. Walltraße 2). Arbeiter Lorek S.
(Klausbergſtraße 5). Beamten
Kräft S. (Viktoriaſtraße 90).

Geſtorben: Witwe Emmy
Haunſchild geb. Haack, 40 J.
DHohenzollernſtraße 36). Witwe
Henriette Giebler geb. Beier,
69 J. (Seebenerſtraße 56).

1

Den der Haneſchen Geneſfenſchaſts Bucdrulerei (E. G. m. v. H.) Halle a. S.
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